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„Mehr Mut zum Markt“ lautet die Devise des Kronberger Kreises, wissenschaft-
licher Beirat der Stiftung Marktwirtschaft. Der 1982 gegründete Kronberger
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Angesichts umfangreicher Steuerreformen in den USA und weiteren Mitglied-
staaten der OECD steht die Unternehmensbesteuerung verstärkt unter Wett-
bewerbsdruck. Die Bundesregierung setzt bislang darauf, sich in diesem 
Wettbewerb passiv zu verhalten und riskiert damit, dass der deutsche Wirt-
schaftsstandort international an Attraktivität einbüßt und Steueraufkommen ver-
lorengeht. Die deutsche Steuerpolitik sollte stattdessen eine effektive Balance 
zwischen internationaler Koordination und optimaler Positionierung des eige-
nen Standorts anstreben. Wie das erreicht werden kann und welche Reformen 
Deutschland im Bereich der Unternehmensbesteuerung benötigt, ist Gegen-
stand dieser Studie.

Der Kronberger Kreis, wissenschaftlicher Beirat der Stiftung Marktwirtschaft, 
kommt in seinen Analysen zu dem Schluss, dass sich die steuerlichen Rah-
menbedingungen in Deutschland nicht zu weit von denen der anderen Länder 
entfernen dürfen und fordert die Bundesregierung zu einer aktiven Gestaltung 
des internationalen Steuerwettbewerbs auf. Insbesondere sollte Deutschland 
die Körperschaftsteuer reduzieren sowie eine steuerliche Forschungsförderung 
und Patentboxen einführen, um mit seinen Nachbarstaaten und Handelspart-
nern steuerlich auf Augenhöhe zu agieren. Europäische Mindeststeuern oder 
die Einführung einer Steuer auf digitale Geschäftsmodelle sollte Deutschland im 
eigenen und im europäischen Interesse hingegen ablehnen.

ISBN 3-89015-125-6



Unternehmensbesteuerung 
unter Wettbewerbsdruck 

Kronberger Kreis
Lars P. Feld, Clemens Fuest, Justus Haucap,  
Heike Schweitzer, Volker Wieland, Berthold U. Wigger



Gefördert durch die informedia-Stiftung

Gemeinnützige Stiftung für Gesellschaftswissenschaften 

und Publizistik, Köln

Bibliographische Information der Deutschen Bibliothek

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der

Deutschen Nationalbibliographie; detaillierte bibliographische

Daten sind im Internet über http://ddb.de abrufbar.

 

© 2018

 

Stiftung Marktwirtschaft (Hrsg.) 

Charlottenstraße 60 

10117 Berlin 

Telefon: +49 (0)30 206057-0 

Telefax: +49 (0)30 206057-57 

www.stiftung-marktwirtschaft.de

ISBN: 3-89015-124-8

Titelbild: Julia Stone

	 Executive Summary

I	 Einleitung 

II	 Ökonomische Funktionen der Unternehmensbesteuerung

III	 Wie funktioniert Unternehmensbesteuerung in der offenen 
	 Volkswirtschaft? 

IV	 Die Besteuerung multinationaler Unternehmen

V	 Entwicklung der Unternehmensbesteuerung 
	 in Deutschland und international 
	
VI	 Ökonomische Auswirkungen der Unternehmensbesteuerung

VII	 Steuerwettbewerb und Steuervermeidung
7.1   Steuerwettbewerb um die Ansiedlung von Realinvestitionen

7.2   Steuerwettbewerb um Forschung und Entwicklung und das 

Problem der Patentboxen 

7.3   Steuerwettbewerb um Buchgewinne

7.4   Initiativen und steuerpolitische Optionen zur Eindämmung 

internationaler Steuervermeidung

7.4.1   Die BEPS-Initiative der OECD

7.4.2   Das Maßnahmenpaket der EU zur Bekämpfung der 

Steuervermeidung

VIII	 Unternehmensbesteuerung und Digitalisierung
8.1   Die Strategie der Europäischen Kommission zur Besteuerung 

der Digitalwirtschaft

8.1.1   Eine Steuer auf Umsätze digitaler Geschäftsmodelle zum 

Ausgleich eines Steuergefälles zu Gunsten der Digitalwirtschaft?

8.1.2   Das Konzept der digitalen Betriebsstätte 

IX	 Schlussfolgerungen und steuerpolitische Empfehlungen
 

	 Literaturverzeichnis

5

9 

13

15

17

21

31

35
35
36

38
39

40
42

47
48

49

53

57

61



4

Unternehmensbesteuerung unter Wettbewerbsdruck

5

Executive Summary

Executive Summary

Deutschland sieht sich einem verschärften internationalen Steuerwettbewerb 
gegenüber. Sechs der G7-Staaten sowie ein wesentlicher Teil der Mitglied-
staaten der Europäischen Union (EU) haben in den vergangenen Jahren um-
fangreiche Steuerreformen beschlossen und umgesetzt oder weitere Senkun-
gen der tariflichen Gewinnsteuersätze angekündigt. In Deutschland wurden 
hingegen seit dem Jahr 2008 keine wettbewerbsstärkenden Reformen des 
Steuersystems mehr durchgeführt. Dies hat zur Folge, dass Deutschland in 
wenigen Jahren die höchste unternehmerische Steuerbelastung unter den 
G7-Staaten und in Europa aufweisen wird.

Die Aufgabe der deutschen Steuerpolitik sollte darin bestehen, eine effektive 
Balance zwischen internationaler Koordination und optimaler Positionierung 
des eigenen Standorts zu finden. Die Strategie der Bundesregierung zielt bis-
lang jedoch darauf ab, europaweite Mindeststeuern einzufordern und inter-
nationalen Harmonisierungsbestrebungen nachzugehen. Eigene steuerpoliti-
sche Maßnahmen, um im Steuerwettbewerb nicht weiter zurückzufallen, plant 
sie nicht. Der steuerpolitische Stillstand kann dazu führen, dass der deutsche 
Wirtschaftsstandort im Wettbewerb um Investitionen und die Ansiedlung in-
novativer Unternehmen an Attraktivität einbüßt, Steueraufkommen verloren-
geht und der gesamtwirtschaftliche Wohlstand abnimmt.

Eine Beteiligung Deutschlands am Steuerwettbewerb wird von einigen Seiten 
kritisch gesehen. Es wird befürchtet, dass die grenzüberschreitende Mobili-
tät von Kapital zu einem Steuersenkungswettlauf führt, an dessen Ende der 
Staat seine Tätigkeit nicht mehr hinreichend finanzieren kann und die verblei-
benden Steuerlasten ungerecht verteilt sind. Empirische Studien legen jedoch 
nahe, dass die Unternehmensbesteuerung stärkere negative Wachstumswir-
kungen als andere Steuern hat und darüber hinaus etwa die Hälfte der Steu-
erbelastung auf die Beschäftigten überwälzt wird. Davon sind Arbeitnehmer 
mit niedrigen Einkommen stärker betroffen als Besserverdienende. Außerdem 
ist das europäische Steueraufkommen trotz der sinkenden Steuersätze bis-
lang weitgehend konstant geblieben. Ein ruinöser internationaler Steuerwett-
bewerb ist nicht zu beobachten.

Ebenso wenig überzeugend ist das verbreitete Argument, angesichts der deut-
schen Exportüberschüsse sei eine weitere Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
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deutscher Unternehmen durch Steuersenkungen nicht erforderlich. Hier wird 
Exportstärke deutscher Unternehmen mit der Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands als Standort für Investitionen und Arbeitsplätze verwechselt. Über In-
vestitionszurückhaltung in Deutschland wird immer wieder geklagt. Der Leis
tungsbilanzüberschuss bedeutet, dass Kapital ins Ausland abfließt. Eine 
Reform der Unternehmensbesteuerung, die für mehr inländische Investitionen 
sorgt, könnte dazu beitragen, den Leistungsbilanzüberschuss abzubauen.

Die vorliegende Studie verdeutlicht, dass die bisherige Steuerpolitik der Bun-
desregierung, einseitig auf internationale Koordination zu setzen und den 
Steuerwettbewerb tatenlos hinzunehmen, nicht erfolgversprechend ist. Steu-
erkoordination in Form einer europaweiten Mindestbesteuerung wäre wenig 
zielführend. Hierdurch würden insbesondere die ökonomisch schwächeren 
Mitgliedstaaten der EU einen Wettbewerbsnachteil erfahren, der sich nega-
tiv auf die angestrebte wirtschaftliche Konvergenz in Europa auswirken wür-
de. Gegenüber Drittstaaten bestünde außerdem die Gefahr, dass sich Europa 
insgesamt zu einer Hochsteuerzone entwickelt und an globaler Wettbewerbs-
fähigkeit einbüßt. Hinzu kommt, dass ein Mindeststeuersatz aufgrund der Ein-
stimmigkeitsregel in Steuerfragen kaum mehr an sich verändernde ökonomi-
sche Rahmenbedingungen angepasst werden könnte.

Mit der Initiative ‚Base Erosion and Profit Shifting‘ (BEPS) versucht die OECD, 
international abgestimmte Empfehlungen zu entwickeln, wie Staaten uner-
wünschte Steuervermeidung multinationaler Unternehmen eindämmen kön-
nen. Als Leitlinie hat die BEPS-Initiative formuliert, dass Unternehmen Gewin-
ne dort steuerlich ausweisen sollen, wo sie tatsächlich erwirtschaftet werden. 
Diese Leitlinie klingt zunächst vernünftig, um ein tragfähiges Konzept für die 
Gestaltung der internationalen Unternehmensbesteuerung handelt es sich je-
doch nicht. Viele der vorgeschlagenen Maßnahmen folgen keiner klaren Sys
tematik. Stattdessen steht oftmals das rein fiskalische Anliegen dahinter, 
mehr Steuern von multinationalen Unternehmen zu erheben. Daraus würden 
erhebliche Rechtsunsicherheit, Doppelbesteuerungsprobleme sowie zuneh-
mende Konflikte zwischen Staaten resultieren.

Aus ähnlichen Gründen ist die Einführung neuer Steuern auf digitale Ge-
schäftsmodelle abzulehnen, die als Ziel eine vermeintlich faire Besteuerung 
der digitalen Wirtschaft vorgibt. Ein grundlegendes Problem besteht darin, 
dass sich die Digitalisierung durch alle Branchen zieht und keineswegs auf 
Unternehmen wie Apple oder Amazon beschränkt ist. Trotzdem beruht die 

Debatte über Digitalsteuern auf der Vorstellung, dass die Digitalwirtschaft 
klar abgrenzbar sei. Die von der Europäischen Kommission vertretene Auffas-
sung, es existiere ein systematisches Steuergefälle zugunsten der Digitalwirt-
schaft, beruht auf irreführenden Zahlen und führt steuerpolitisch auf Abwege. 
Hauptverantwortlich für das im Vergleich zu traditionellen Geschäftsmodellen 
und auf Basis von hypothetischen Investitionsprojekten geschätzte Steuer-
gefälle von etwa 12,5 Prozentpunkten sind gesetzliche Abschreibungsbedin-
gungen und steuerliche Forschungsförderung. Konsequenterweise müsste an 
diesen Regelungen direkt angesetzt und nicht über den Umweg einer neu-
en Steuer agiert werden, die unerwünschte Konsequenzen nach sich ziehen 
kann. Steuerliche Forschungsförderung wird mit der Begründung gewährt, 
dass Forschung und Entwicklung positive Externalitäten verursachen. Diese 
Differenzen durch steuerliche Belastungen der Digitalwirtschaft einzuebnen, 
richtet sogar wirtschaftlichen Schaden an. 

Außerdem würde eine unilateral eingeführte Steuer auf digitale Umsätze von 
Seiten der USA sicherlich als protektionistische Maßnahme gewertet werden 
und den bestehenden Handelskonflikt weiter schüren. Allein der Umstand, 
dass US-Hochtechnologieunternehmen in Europa hohe Umsätze erzielen, 
bedeutet nicht, dass die EU-Mitgliedstaaten einen Anspruch auf die Besteue-
rung der damit erzielten Gewinne haben. Das Besteuerungsrecht kann nach 
geltenden Doppelbesteuerungsabkommen anderen Staaten zustehen. Selbst 
wenn diese sich entscheiden, die ihnen zuzuordnenden Unternehmensgewin-
ne nicht oder nur niedrig zu besteuern, folgt daraus kein Recht der europä-
ischen Staaten, diese Gewinne stattdessen eigener Besteuerung zu unterwer-
fen. Würden im Rahmen der Diskussion um neue Verteilungsmechanismen 
wie digitale Betriebsstätten die Besteuerungsrechte in diejenigen Länder ver-
lagert werden, in denen der Endverbrauch stattfindet, könnten exportorien-
tierte Volkswirtschaften wie Deutschland das Nachsehen haben. Es sollte da-
bei nicht übersehen werden, dass Anbieter digitaler Dienstleistungen in den 
Absatzländern heute zwar keine Ertragsteuern abführen müssen, aber sehr 
wohl der Umsatzsteuer unterliegen.

Zu den grundlegenden Vorschlägen einer Reform des internationalen Steu-
ersystems gehört die in Varianten diskutierte Vereinheitlichung der Unterneh-
mensbesteuerung in Europa. Hierzu zählt der Vorschlag der Europäischen 
Kommission zur Schaffung einer gemeinsamen konsolidierten Bemessungs-
grundlage und Verteilung der Besteuerungsrechte auf Basis einer Formelzutei-
lung (GKKB). Das GKKB-Konzept kann zwar im Hinblick auf die Bekämpfung 
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der Steuervermeidung oder den Abbau steuerlicher Verzerrungen nicht vollstän-
dig überzeugen, gleichwohl würde es steuerliche Hindernisse für grenzüber-
schreitende wirtschaftliche Aktivitäten im europäischen Binnenmarkt abbauen 
und bürokratische Kosten für europaweit tätige Unternehmen reduzieren. Un-
ter den EU-Mitgliedstaaten existieren allerdings große Widerstände gegen das 
GKKB-Konzept und andere Steuerharmonisierungsprojekte, weil die Mitglied-
staaten die Besteuerung als Kernbereich ihrer Souveränität und gleichzeitig als 
wichtiges Instrument zur Verfolgung ihrer wirtschaftlichen Interessen ansehen.

Insofern wäre die Bundesregierung gut beraten, sich steuerpolitisch nicht ins 
Abseits zu stellen, sondern die Strategie seiner Nachbarstaaten und Handels-
partner aufzugreifen. Deutschland sollte den internationalen Steuerwettbe-
werb annehmen und aktiv gestalten. 

Der Kronberger Kreis schlägt folgendes Vorgehen vor: Erstens wäre eine 
merkliche Senkung der tariflichen Gewinnsteuersätze notwendig. Deutsch-
land sollte Frankreich folgen und die steuerliche Belastung von einbehalte-
nen Unternehmensgewinnen in den nächsten Jahren auf 25 Prozent reduzie-
ren. Das könnte durch eine Senkung der Körperschaftsteuer auf 10 Prozent 
erreicht werden. Zweitens sollte Deutschland eine steuerliche Forschungsför-
derung, vor allem bei kleinen und mittleren Unternehmen, sowie eine Patent-
box einführen. Gleichzeitig sollte Deutschland bei der Patentbox signalisieren, 
sie wieder abzuschaffen, wenn die anderen Staaten dies ebenfalls tun. Drit-
tens sollte sich Deutschland dafür einsetzen, dass Quellensteuern auf Zinsen 
und Lizenzgebühren, die in Drittländer fließen, international koordiniert wer-
den. Bei der Bekämpfung von Steuervermeidung sollte eine Doppelbesteue-
rung genauso verhindert werden wie eine unbeabsichtigte Nichtbesteuerung. 
Viertens sollte die Einführung einer europäischen Steuer auf digitale Umsät-
ze unterbleiben. Allenfalls wäre eine europäische Digitalsteuer ein Instrument 
im Handelskonflikt mit den USA, aber keine Steuer für den Normalfall. Fünf-
tens sollte Deutschland bei den internationalen Verhandlungen über Verände-
rungen des Betriebsstättenbegriffs seine Interessen als Exportland im Auge 
behalten. Dabei darf nicht übersehen werden, dass Anbieter digitaler Dienst-
leistungen in den Absatzländern heute zwar keine Ertragsteuern abführen 
müssen, aber sehr wohl der Umsatzsteuer unterliegen. In jedem Fall wäre mit 
einer erheblichen Verkomplizierung des Steuerrechts zu rechnen. Schließlich 
sollte sich Deutschland dafür einsetzen, dass grundlegende Reformen der in-
ternationalen Besteuerung, darunter die bestimmungslandorientierte Unter-
nehmensgewinnsteuer, stärker erforscht und diskutiert werden.

I	 Einleitung

1.  Die Besteuerung von Unternehmensgewinnen spielt in der wirtschaftspo-
litischen Diskussion eine wichtige Rolle. Zu Beginn des Jahres 2018 hat die 
US-Regierung die Einkommensteuern natürlicher Personen sowie die Unter-
nehmenssteuern kräftig gesenkt und die Besteuerung von Auslandsgewinnen 
amerikanischer Konzerne reformiert. Das Ziel besteht darin, die Attraktivität 
der USA als Investitionsstandort zu steigern und Anreize zur Steuervermei-
dung zu Lasten des amerikanischen Fiskus abzubauen.

2.  In Europa senken viele Länder ebenfalls ihre Gewinnsteuern. Gleichzei-
tig wird gefordert, Steuervermeidung multinationaler Unternehmen stärker zu 
bekämpfen und neue Steuern für digitale Geschäftsmodelle einzuführen. In 
Deutschland scheint die Politik derzeit allerdings keinen großen Handlungs-
bedarf zu sehen. Als die Große Koalition im Frühjahr 2018 ihr Regierungspro-
gramm verhandelte, spielte die Unternehmensbesteuerung keine große Rolle. 
Man will sich „für eine bessere Abstimmung des Unternehmenssteuerrechts 
in der EU“1 einsetzen, konkrete Maßnahmen zur Erneuerung der Unterneh-
mensbesteuerung fehlen aber. 

3.  Im Mittelpunkt der steuerpolitischen Debatte in Deutschland stehen eher 
Verteilungs- und Gerechtigkeitsthemen. Unternehmen mit digitalen Ge-
schäftsmodellen wie Google und Apple wird vorgeworfen, sich einer ange-
messenen Besteuerung zu entziehen. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat 
beispielsweise erklärt, sie sehe in der Bepreisung von Konsumentendaten 
„das zentrale Gerechtigkeitsproblem der Zukunft“2 und fordert, dies ins Steu-
ersystem einzuarbeiten.3 Vor diesem Hintergrund genießt die Idee der Einfüh-
rung einer Digitalsteuer in Deutschland und in anderen europäischen Ländern 
große Popularität. Die britische Regierung hat bereits angekündigt, im Jahr 
2020 eine Digitalsteuer einzuführen.

4.  Dass eine Reaktion Deutschlands auf den wachsenden Steuerwettbe-
werb bislang ausbleibt, hat sicherlich damit zu tun, dass die deutsche Wirt-
schaft derzeit gut läuft, die Beschäftigung boomt und die Steuereinnahmen 

1   Deutschlands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD, 18. Legislaturperiode, S. 92.
2   Zitiert nach Fuest (2018), S. 21.
3   Siehe Fuest (2018), S. 22.
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sprudeln. Gleichzeitig wird jedoch beklagt, dass die Unternehmen in Deutsch-
land nur sehr verhalten investieren und unklar sei, ob der Wirtschaftsstandort 
Deutschland für absehbare Entwicklungen wie die Digitalisierung und Auto-
matisierung der Wirtschaft gerüstet ist.

Tarifliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften (nominal) in Prozent unter Berücksichti-
gung von Steuern auf Ebene des Zentralstaats und der Gebietskörperschaften. 

CA-Kanada, DE-Deutschland, FR-Frankreich, IT-Italien, JP-Japan, UK-Vereinigtes Königreich, 
US-Vereinigte Staaten.

Quelle: OECD.

Abbildung 1: Tarifliche Steuersätze auf Unternehmensgewinne der G7-Staaten
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5.  Steuern sind sicherlich nur ein Aspekt der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen, die für die Standortwahl von Investoren relevant sind. Faktoren wie 
die Infrastruktur, die Marktgröße, die Verfügbarkeit von Fachkräften, stabi-
le politische und rechtliche Rahmenbedingungen sind mindestens ebenso 
wichtig. All diese Faktoren kann die Politik kurzfristig jedoch kaum oder gar 
nicht verändern, die Steuern hingegen schon. Deshalb ist die Steuerpolitik im 
Standortwettbewerb besonders wichtig. Dass Deutschland in den vergange-
nen Jahren im internationalen Steuerwettbewerb an Boden verloren hat, wird 
deutlich, wenn man die Unternehmenssteuersätze der G7-Staaten heute mit 
denen von vor 10 Jahren vergleicht. Wie Abbildung 1 zeigt, lag Deutschland 
mit seinem Steuersatz auf einbehaltene Unternehmensgewinne im Jahr 2008 
noch auf dem zweitniedrigsten Niveau, eine Folge der Unternehmenssteuer-
reform in Deutschland, die 2008 in Kraft trat. Im Jahr 2018 hat sich das Bild 

gedreht, Deutschland liegt fast an der Spitze. Frankreich hat bereits beschlos-
sen, die Besteuerung in den nächsten Jahren schrittweise auf 25 Prozent zu 
senken. Ohne Anpassungen wird Deutschland in wenigen Jahren die höchste 
Steuerbelastung unter den G7-Staaten aufweisen.  

6.  Der Druck des internationalen Steuerwettbewerbs wirft die Frage auf, 
ob es langfristig zu einer Erosion der Unternehmensbesteuerung kommen 
wird. Unternehmenssteuern sind Teil der Einkommensbesteuerung im wei-
teren Sinne. Eine gleichmäßige Besteuerung erfordert, dass die Eigentümer 
von Unternehmen einen angemessenen Beitrag zur Finanzierung der öffentli-
chen Haushalte leisten. Ein einzelnes Land wie Deutschland kann allein aller-
dings nicht dafür sorgen, dass der Steuerwettbewerb eingedämmt wird. Die 
Aufgabe der deutschen Steuerpolitik liegt darin, eine sinnvolle Balance zwi-
schen internationaler Koordination und optimaler Positionierung des Stand-
orts Deutschland zu finden. Wie das zu erreichen ist und welche Reformen 
Deutschland im Bereich der Unternehmensbesteuerung braucht, ist Gegen-
stand dieser Studie.

7.  Die weitere Untersuchung ist wie folgt aufgebaut. Im nächsten Abschnitt 
erläutern wir die grundlegenden Funktionen der Unternehmensbesteuerung. 
Abschnitt 3 beschäftigt sich mit der Funktionsweise der Unternehmensbe-
steuerung in offenen Volkswirtschaften mit grenzüberschreitender wirtschaft-
licher Aktivität. Abschnitt 4 gibt eine Einführung in Probleme der Besteue-
rung multinationaler Unternehmen. In Abschnitt 5 wird beschrieben, wie die 
Unternehmensbesteuerung sich in den vergangenen Jahrzehnten entwickelt 
hat. Abschnitt 6 analysiert die Wirkungen der Unternehmensbesteuerung auf 
Investitionen, Wachstum und andere ökonomische Größen. Abschnitt 7 dis-
kutiert verschiedene Aspekte des Steuerwettbewerbs. Abschnitt 8 wendet 
sich dem Zusammenhang zwischen Digitalisierung und Besteuerung zu und 
greift die aktuelle Debatte über Digitalsteuern auf. Abschnitt 9 enthält unsere 
Schlussfolgerungen und steuerpolitischen Empfehlungen.
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II	 Ökonomische Funktionen der Unternehmensbesteuerung

8.  Für eine sachgerechte Diskussion der internationalen Unternehmensbe-
steuerung ist es wichtig, dass Klarheit darüber besteht, was die grundlegen-
den ökonomischen Funktionen der Unternehmensbesteuerung sind und wel-
che Rolle Steuern auf Unternehmensgewinne im Steuersystem insgesamt 
spielen.

9.  An erster Stelle ist hier die Rolle der Unternehmenssteuern im Rahmen der 
Einkommensbesteuerung zu nennen. Natürliche Personen müssen ihre Ein-
künfte im Rahmen der Einkommensteuer versteuern. Juristische Personen, 
wie beispielsweise Kapitalgesellschaften, unterliegen nicht der Einkommen-
steuer. Stattdessen zahlen sie auf ihre Einkünfte Körperschaftsteuer. Ohne 
diese Steuern würden erhebliche Anreize bestehen, Kapitalgesellschaften zu 
gründen und Einkommen aus der persönlichen Sphäre in die Kapitalgesell-
schaften zu verlagern, um Steuern zu vermeiden. Prinzipiell wäre es denk-
bar, Einkünfte von Kapitalgesellschaften erst dann zu besteuern, wenn sie an 
die Eigentümer ausgeschüttet werden, auf der Ebene der Kapitalgesellschaf-
ten selbst also keine Ertragsteuern zu erheben. Das würde allerdings Einkünf-
te diskriminieren, die von natürlichen Personen oder Personengesellschaften 
erzielt werden, denn diese werden in jeder Periode besteuert.4

10.  Wenn man davon ausgeht, dass Unternehmensbesteuerung in erster Li-
nie als ein Element der allgemeinen Einkommensbesteuerung anzusehen ist, 
dann folgt daraus, dass der kombinierte Effekt von Steuern, die auf Unterneh-
mensebene gezahlt werden, und zusätzlichen Steuern, die bei der Ausschüt-
tung der Gewinne an die Eigentümer anfallen, der Besteuerung von Einkom-
men natürlicher Personen möglichst ähnlich sein sollte. Andernfalls entstehen 
Möglichkeiten und Anreize, Einkünfte zwischen den beiden Bereichen zu ver-
lagern, um Steuern zu vermeiden. 

4   Prinzipiell wäre es denkbar, bei der Einkommensbesteuerung zu einer Cash-Flow-Besteuerung (bzw. nachgela-
gerten Besteuerung) überzugehen. Dabei ist es möglich, Unternehmensgewinne und Kapitaleinkünfte bei natürli-
chen Personen erst dann zu besteuern, wenn sie für Konsum verwendet werden, siehe hierzu Meade-Committee 
(1978).	
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Wie funktioniert Unternehmensbesteuerung in der offenen Volkswirtschaft?

11.  Eine zweite verbreitete Begründung für die Besteuerung von Unterneh-
mensgewinnen setzt am Äquivalenzprinzip an und betrachtet die Unterneh-
menssteuern als Entgelt für die Nutzung staatlicher Leistungen wie etwa öf-
fentlicher Infrastruktur oder dem Schutz von Eigentumsrechten. Dem kann 
man entgegenhalten, dass zumindest direkt zurechenbare öffentliche Leistun-
gen oft durch Gebühren finanziert werden. Bei Leistungen, die einzelnen Steu-
erpflichtigen nicht direkt zugerechnet werden können, stößt die Gebührenfi-
nanzierung jedoch an Grenzen. Allerdings dürfte der Unternehmensgewinn 
in der Regel kein guter Indikator dafür sein, in welchem Umfang Unterneh-
men von öffentlichen Leistungen profitieren. Hinzu kommt, dass Unterneh-
men ebenfalls dann öffentliche Leistungen in Anspruch nehmen, wenn sie 
Verluste machen. Dann zahlen sie aber keine Ertragsteuern.5 Man kann die 
Unternehmensbesteuerung im Kontext des Äquivalenzprinzips allerdings so 
interpretieren, dass der Staat durch die Steuer eine Art stiller Teilhaber wird, 
der öffentliche Leistungen einbringt und an den Erträgen eines Unternehmens 
beteiligt ist, sofern Erträge anfallen.   

12.  Ein drittes Argument zur Rechtfertigung für das Erheben von Unter-
nehmenssteuern liegt darin, dass sie den Staat an Gewinnen beteiligen, die 
aus standortgebundenen ökonomischen Renten entstehen. Ein Beispiel ist 
die Ausbeutung von Bodenschätzen, die zu hohen Gewinnen führen kann. 
Schürfrechte werden allerdings meistens durch besondere Verträge geregelt, 
die eine Beteiligung des Landes oder der Region an den Erlösen aus dem Ver-
kauf der Rohstoffe beinhalten. Einige Länder belegen bestimmte Sektoren im 
Bereich der Rohstoffförderung mit speziellen Steuern. Ein Beispiel dafür ist 
die ‚Petroleum Revenue Tax‘ im Vereinigten Königreich, mit der Gewinne aus 
bestimmten Ölfeldern teilweise abgeschöpft werden. 

13.  Die folgende Analyse stellt die Rolle der Unternehmensbesteuerung als 
eine Erhebungsform der Einkommensteuer in den Mittelpunkt der Überlegun-
gen, ohne dass damit die anderen genannten Funktionen ausgeschlossen 
werden. 

5   Einschränkend ist hier anzumerken, dass die Gewerbesteuer ertragsunabhängige Elemente enthält, vor allem die
Hinzurechnung von Fremdkapitalzinsen, so dass selbst im Verlustfall Steuerzahlungen anfallen können. Die Be-
schränkung der Verlustverrechnung hat ebenfalls Substanzsteuerwirkung.

III	 Wie funktioniert Unternehmensbesteuerung 
	 in der offenen Volkswirtschaft? 

14.  Schon in einer geschlossenen Volkswirtschaft ist es nicht ganz einfach, 
die Unternehmensbesteuerung stringent in das System der Besteuerung von 
Einkommen einzufügen. In einer offenen Volkswirtschaft, in der grenzüber-
schreitende Einkommensströme eine wachsende Rolle spielen, ist die Be-
steuerung von Unternehmensgewinnen und anderen Kapitaleinkommen noch 
einmal deutlich komplizierter. 

15.  Wenn beispielsweise ein Investor mit Wohnsitz in Deutschland in den 
USA Kapitaleinkommen erwirtschaftet, stellt sich zunächst die Frage, welches 
Land dieses Einkommen besteuern darf. Nach dem Quellenlandprinzip hät-
ten die USA das Besteuerungsrecht. Nach dem Wohnsitzlandprinzip hingegen 
würde die Besteuerung in Deutschland erfolgen. Die meisten Staaten, darun-
ter auch Deutschland, wenden beide Prinzipien an. Wer in Deutschland seinen 
Wohnsitz hat, ist mit seinem weltweiten Einkommen in Deutschland steuer-
pflichtig. Gleichzeitig besteuert Deutschland unter bestimmten Bedingungen 
Investoren, die zwar im Ausland ansässig sind, in Deutschland aber Einkünf-
te erzielen. Wenn ein ausländischer Investor in Deutschland beispielsweise 
ein Mietshaus besitzt und hier Mieteinkünfte erzielt, betrachtet das deutsche 
Steuerrecht diesen Investor als ‚beschränkt steuerpflichtig‘, was bedeutet, 
dass er auf seine hier erzielten Mieteinkünfte in Deutschland Einkommensteu-
er zahlen muss. In diesem Fall wird also das Quellenlandprinzip angewendet.

16.  Es liegt auf der Hand, dass der steuerliche Zugriff von zwei Staaten auf 
ein und dasselbe Einkommen leicht zu Doppelbesteuerung führen kann, ins-
besondere dann, wenn beide Staaten nach dem Wohnsitz- und nach dem 
Quellenlandprinzip besteuern. Diese Doppelbesteuerung diskriminiert grenz-
überschreitende gegenüber rein inländischer Wirtschaftsaktivität. Das führt zu 
einer unfairen Steuerlastverteilung und zu Effizienzverlusten durch die Verzer-
rung von Investitionsentscheidungen. Da dies aus globaler Perspektive uner-
wünscht ist, haben viele Staaten untereinander Abkommen geschlossen, die 
Doppelbesteuerung vermeiden sollen. Heute geltende Doppelbesteuerungs-
abkommen orientieren sich in der Regel an den Vorgaben der OECD Muster-
abkommen6, die kontinuierlich weiterentwickelt werden. 

6   Siehe dazu OECD (2014).

6   Siehe dazu OECD (2014).
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17.  Die Prinzipien, die diesen Abkommen zu Grunde liegen, wurden in den 
1920er Jahren entwickelt, vor allem im Rahmen des im Jahr 1920 gegründe-
ten Völkerbundes.7 Diese Prinzipien lassen sich so zusammenfassen, dass 
das Quellenland das Recht zur Besteuerung von ‚aktiven‘ Kapitaleinkommen 
hat, also vor allem Eigenkapitalerträgen, während ‚passive‘ Kapitaleinkom-
men wie etwa Zinsen oder Lizenzeinnahmen im Wohnsitzland besteuert wer-
den. Bereits hier ist hervorzuheben, dass zu diesen Prinzipien nicht gehört, 
Kapitaleinkommen dort zu besteuern, wo sie ‚erwirtschaftet‘ werden. Diese 
Idee wird in den aktuellen Bemühungen der OECD um die Bekämpfung von 
Steuervermeidung  in der internationalen Unternehmensbesteuerung stark in 
den Vordergrund gerückt, was zu erheblichen Problemen führt, wie später 
noch näher erläutert wird.

18.  Die Besteuerung nach Wohnsitz- und Quellenlandprinzip und die Vermei-
dung von Doppelbesteuerung führen schon bei der Besteuerung von natür-
lichen Personen zu erheblichen Komplikationen. Zusätzliche Schwierigkeiten 
treten auf, wenn es um die Besteuerung von juristischen Personen wie Kapi-
talgesellschaften geht. 

19.  Grundsätzlich behandeln die Steuersysteme der meisten Länder heu-
te die Besteuerung auf Unternehmensebene (also der Ebene der juristischen 
Person8) getrennt und unabhängig von der Besteuerung von Dividenden auf 
der Ebene der Aktionäre. Dort wird üblicherweise nur pauschalierend berück-
sichtigt, dass Gewinne auf Unternehmensebene bereits versteuert wurden, 
üblicherweise indem Steuern auf Dividenden niedriger sind als Steuern auf 
andere Einkünfte, beispielsweise Arbeitseinkünfte.9 

20.  Die Probleme, die derzeit im Zentrum der Debatte über internationale Be-
steuerung stehen, betreffen allerdings in erster Linie die Besteuerung auf Un-
ternehmensebene und dabei vor allem die Besteuerung multinationaler Firmen.    

7   Siehe hierzu etwa Graetz und O’Hear (1997).
8   Gerade in Deutschland haben viele Unternehmen die Rechtsform der Personengesellschaft. Dort spielt die Tren-

nung zwischen Unternehmensebene und der Ebene der Anteilseigner zwar ebenfalls eine Rolle, allerdings in ande-
rer Form als im Fall von Kapitalgesellschaften. Die im Folgenden diskutierten Probleme der internationalen Unter-
nehmensbesteuerung gelten aber im Wesentlichen auch für Personengesellschaften.	

9   In Deutschland werden Dividenden und Zinseinkünfte auf der Ebene der Aktionäre beziehungsweise Gläubiger 
gleich behandelt. Beide unterliegen der Abgeltungsteuer, obwohl Zinsen im Regelfall auf Unternehmensebene ab-
zugsfähig sind. Gewinne, die als Dividenden ausgeschüttet werden, unterliegen hingegen der Körperschaftsteuer 
und der Gewerbesteuer. Das bewirkt insgesamt eine steuerliche Diskriminierung des Eigenkapitals gegenüber 
Fremdkapital.	

Die Besteuerung multinationaler Unternehmen 

IV	 Die Besteuerung multinationaler Unternehmen 

21.  Multinationale Unternehmen sind definitionsgemäß in mehreren Ländern 
aktiv. Das wirft die Frage auf, wie die weltweiten Gewinne dieser Unterneh-
men für Zwecke der Besteuerung auf die beteiligten Länder aufgeteilt werden. 
Um das zu bestimmen, sind grundsätzlich zwei Schritte erforderlich. Erstens 
ist zu klären, ob das Unternehmen in einem Land überhaupt ertragsteuer-
pflichtig ist, dort also eine Steuererklärung abgeben muss. Wenn das der Fall 
ist, gilt es im zweiten Schritt zu bestimmen, wie hoch der Gewinn ist, der in 
dem betreffenden Land zu versteuern ist. 

22.  Viele Unternehmen errichten bei der Expansion in andere Länder Toch-
tergesellschaften, die dann in ihrem jeweiligen Sitzland ertragsteuerpflichtig 
sind. Es gibt aber Fälle, in denen ein Unternehmen auf die Gründung einer 
Tochtergesellschaft verzichtet und direkt im Ausland tätig wird. Wenn damit 
eine physische Präsenz verbunden ist, beispielsweise die Anmietung eines 
Gebäudes, in dem das Management der lokalen Aktivitäten seine Büros hat 
oder in dem Güter zwischengelagert werden, spricht man für Zwecke der Be-
steuerung vom Vorliegen einer Betriebsstätte.10 In diesem Fall muss das mul-
tinationale Unternehmen ebenfalls Ertragsteuern entrichten. Der Gewinn der 
Betriebsstätte wird ermittelt und in dem betreffenden Land versteuert.  

23.  Sowohl bei einer Tochtergesellschaft als auch bei einer Betriebsstät-
te wirft die Bestimmung der steuerpflichtigen Gewinne eine Reihe prakti-
scher Probleme auf. Allgemein gilt für die Besteuerung multinationaler Un-
ternehmen das Prinzip der getrennten Buchführung. Im Verhältnis zu anderen 
Einheiten (Gesellschaften) des multinationalen Konzerns muss jeder Lei-
stungsaustausch buchhalterisch bewertet werden wie Transaktionen mit un-
verbundenen Unternehmen. 

24.  Das zu überprüfen, wirft aber erhebliche Probleme auf. Beispielsweise 
macht es bei einem multinationalen Konzern betriebswirtschaftlich kaum ei-
nen Unterschied, ob eine Tochtergesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivi-
täten von der Muttergesellschaft einen Kredit erhält oder mit Eigenkapital 

10   Wann genau vom Vorliegen einer Betriebsstätte und damit der Pflicht zur Abgabe einer Ertragsteuererklärung ge-
sprochen wird, spielt in der Debatte über die Besteuerung von Digitalunternehmen eine wichtige Rolle. Das The-
ma wird in Abschnitt 8 aufgegriffen.
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sich über Prinzipien der internationalen Besteuerung hinwegsetzen und die 
Doppelbesteuerung von Unternehmensgewinnen hinnehmen. Deshalb ist 
es wichtig festzuhalten, dass Besteuerungsrechte, wie sie durch Doppelbe-
steuerungsabkommen Ländern zugeordnet werden, immer bedeuten, dass 
die Besteuerungsrechte von anderen Staaten begrenzt werden. Wenn ein 
Staat seine Besteuerung über die ihm zugewiesenen Grenzen hinaus ausdeh-
nen will, gerät er in Konflikt mit Besteuerungsrechten anderer Staaten. Da in-
ternationale Besteuerungsregeln definitionsgemäß die fiskalischen Interessen 
verschiedener Staaten berühren, sind Änderungen dieser Regeln unilateral 
nicht möglich, sondern nur im Rahmen zwischenstaatlicher Verhandlungen.

28.  Probleme der Steuervermeidung und der Strategien einzelner Staaten in 
diesem Zusammenhang spielen in der aktuellen Debatte über internationale 
Besteuerung eine zentrale Rolle. Diese Themen werden in den Abschnitten 7 
und 8 ausführlicher aufgegriffen. 

ausgestattet wird. Für den globalen Gewinn des Konzerns ist diese Entschei-
dung ebenfalls irrelevant, denn im Fall der Kreditgewährung zahlt der Kon-
zern ja Zinsen an sich selbst. Für die Aufteilung des Gesamtgewinns auf 
die Konzerneinheiten hat die Entscheidung zwischen Kreditvergabe und Ei-
genkapitalausstattung aber Folgen. Im Fall der Kreditvergabe mindern die 
Zinsen den Gewinn der Tochtergesellschaft und erhöhen den Gewinn der 
Muttergesellschaft. 

25.  Schon dieses einfache Beispiel verdeutlicht, dass die Verteilung des 
steuerpflichtigen Gewinns bei multinationalen Unternehmen in erheblichem 
Umfang gestaltbar ist. Insbesondere die Bewertung von konzerninternen Lie-
ferungen und Leistungen mit Transferpreisen hat Konsequenzen für die Ge-
winnverteilung. Multinationale Unternehmen können deshalb ihre finanziellen 
und rechtlichen Strukturen einsetzen, um Steuern zu vermeiden. Steuerver-
meidung kann vielfältige Formen annehmen. Beispielsweise nutzen Unter-
nehmen den Umstand, dass verschiedene Länder bestimmte Formen der 
Zahlungen unterschiedlich klassifizieren. Es kommt vor, dass bei hybriden Fi-
nanzierungen, also Mischformen aus Eigen- und Fremdkapital, ein Land eine 
Zahlung als abzugsfähige Zinszahlung klassifiziert, während ein anderes Land 
diese Zahlung als Dividende klassifiziert und davon ausgeht, dass diese Divi-
dende aus bereits versteuerten Gewinnen gezahlt wird. So entstehen ‚weiße‘ 
Einkünfte, also Gewinne, die überhaupt nicht besteuert werden. 

26.  Steuervermeidung ist im Gegensatz zu Steuerhinterziehung durchaus le-
gal, es handelt sich um die gezielte Nutzung von gesetzlichen Regelungen. 
Aber daraus folgt nicht, dass Steuervermeidung aus gesamtwirtschaftlicher 
Perspektive erwünscht ist. Die Steuerpolitik und die Steuerbehörden versu-
chen, unerwünschte Steuervermeidung zu bekämpfen, indem sie beispiels-
weise den Zinsabzug beschränken, Transferpreise korrigieren oder allgemei-
ne Missbrauchstatbestände formulieren. Da das häufig ohne internationale 
Koordination geschieht, kann es zu Doppelbesteuerung kommen. Es gibt al-
lerdings Länder, die versuchen, von Steuervermeidung zu profitieren, indem 
sie für multinationale Firmen Anreize und Möglichkeiten schaffen, Steuern in 
anderen Ländern zu vermeiden. Steuervermeidung ist also nicht nur eine Aus-
einandersetzung zwischen Unternehmen auf der einen Seite und Steuerbe-
hörden auf der anderen. Es geht nicht zuletzt um Konflikte zwischen Staaten.

27.  Generell ist das fiskalische Interesse der Staaten in der internationalen 
Steuerpolitik ein dominierender Faktor. Es kommt häufig vor, dass Staaten 
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V	 Entwicklung der Unternehmensbesteuerung 
	 in Deutschland und international

29.  In den vergangenen Jahrzehnten war die wichtigste Entwicklung in der 
Unternehmensbesteuerung der internationale Trend zu immer niedrigeren 
Steuersätzen. Abbildung 2 illustriert die Entwicklung in der EU. Der durch-
schnittliche tarifliche Steuersatz auf einbehaltene Unternehmensgewinne lag 
im Jahr 2000 noch bei über 30 Prozent. Zwischenzeitlich ist er auf knapp über 
20 Prozent gefallen. Verschiedene Länder haben angekündigt, ihre Steuersät-
ze in den nächsten Jahren weiter zu senken.

Abbildung 2: Besteuerung von Unternehmensgewinnen im EU-Durchschnitt (2000–2017) 

Ungewichteter Durchschnitt der EU-28-Mitgliedstaaten in Prozent.

Quelle: Europäische Kommission.
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30.  Die Entwicklung der tariflichen Steuersätze allein reicht allerdings nicht 
aus, um die Entwicklung der Unternehmensbesteuerung zu beschreiben (sie-
he Box 1). Für die Belastung der Unternehmen, die Reaktionen auf die Be-
steuerung und für das Steueraufkommen ist neben der Entwicklung der tarif-
lichen Steuersätze die Entwicklung der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
relevant. In vielen Ländern sind Steuersatzsenkungen mit Schritten zur Ver-
breiterung der Bemessungsgrundlage kombiniert worden. Beispielsweise 
sind Abschreibungsfristen für Wirtschaftsgüter wie etwa Maschinen verlän-
gert worden, der steuerliche Verlustausgleich wurde eingeschränkt oder die 
Abzugsfähigkeit von Fremdkapitalzinsen begrenzt. Diese Maßnahmen wirkten 
der Entlastung durch die Steuersatzsenkungen entgegen. 

31.  Der effektive Durchschnittsteuersatz ist ein Steuerlastindikator, der den 
tariflichen Steuersatz mit Regeln für steuerliche Abschreibungen für unter-
schiedliche Investitionsgüter kombiniert. Betrachtet wird dabei ein profitables 
Projekt, also ein Investitionsprojekt, das mehr erwirtschaftet als die Kapital-
kosten einschließlich Steuern. Dieser Indikator erlaubt es, unter Berücksich-
tigung des Steuersatzes und bestimmter Aspekte der Bemessungsgrund-
lage die steuerliche Attraktivität unterschiedlicher Investitionsstandorte zu 
vergleichen.11 

32.  Abbildung 2 zeigt, dass der effektive Durchschnittsteuersatz für Unter-
nehmensgewinne ebenfalls einem Abwärtstrend unterliegt. Die in vielen Län-
dern eingeführte Verlängerung der Abschreibungszeiten für viele Wirtschafts-
güter hat die Senkung der Steuersätze nicht kompensiert.12

11   Mit diesem Indikator ist es möglich, die steuerliche Belastung unterschiedlicher Sektoren zu vergleichen, die sich 
beispielsweise in der Struktur der verwendeten Investitionsgüter unterscheiden, siehe hierzu die Diskussion über 
die Besteuerung der Digitalunternehmen in Abschnitt 8.  

12   Neben der Veränderung von Abschreibungsfristen für Investitionsgüter gibt es andere Maßnahmen zur Verbreite-
rung der steuerlichen Bemessungsgrundlage wie etwa die Einschränkung des Verlustausgleichs oder des Zins-
abzugs, die bei Berechnungen des effektiven Durchschnittsteuersatzes jedoch üblicherweise nicht berücksichtigt 
werden. Daher kann der Rückgang der effektiven Durchschnittsteuersätze geringer ausfallen, als Abbildung 2 
nahelegt.

In Debatten über die Frage, ob die steuerliche Belastung von Unterneh-
men in einem Land hoch oder niedrig ist und wie ein Land im internatio-
nalen Steuerwettbewerb positioniert ist, kann es irreführend sein, einzel-
ne Indikatoren wie etwa das Steueraufkommen oder den gesetzlichen 
Steuersatz zu betrachten. Es ist wichtig zu berücksichtigen, dass ver-
schiedene Unternehmensentscheidungen für einen Standort relevant 
sind und diese Entscheidungen wiederum unterschiedlich von der Be-
steuerung beeinflusst werden. 

Erstens können Steuern die Standortwahl eines Unternehmens beeinflus-
sen. Hier kommt es auf den effektiven Durchschnittsteuersatz (Effective 
Average Tax Rate (EATR)) an.13 Wenn ein Unternehmen ein Investitions-
projekt mit einem gegebenen Vorsteuergewinn in Land A oder Land B an-
siedeln kann, ist aus steuerlicher Sicht der Standort attraktiver, in dem 
die gesamte Steuerzahlung niedriger ausfällt. Wie die Steuerlast sich aus 
Steuersatz, Abschreibungsbedingungen und anderen Aspekten der steu-
erlichen Bemessungsgrundlage zusammensetzt, spielt keine Rolle, ent-
scheidend ist der Gesamtbetrag.

Zweitens spielen Steuern eine Rolle für die Entscheidung, wie viel in ein 
Projekt investiert werden soll, wenn der Standort bereits festliegt. Hier ist 
die marginale Steuerbelastung entscheidend, also die zusätzliche Steuer-
last, die entsteht, wenn das Unternehmen seine Kapazitäten an dem be-
trachteten Standort ausweitet. Wenn man davon ausgeht, dass die Pro-
fitabilität des Kapitals in einem Investitionsvorhaben mit zunehmender 
Kapitalmenge sinkt, wird ein Unternehmen den Kapitalstock so lange er-
höhen, bis die zuletzt investierte Kapitaleinheit den Gewinn nach Steuern 
nicht weiter steigert. Diese zuletzt investierte Einheit Kapital wird als Mar-
ginalinvestition bezeichnet. Die marginale Investition ist definitionsgemäß 

13   Siehe hierzu Devereux und Griffith (2003). Bei der Berechnung von effektiven Durchschnittsteuersätzen 
nach der Methode von Devereux und Griffith (2003) wird ein hypothetisches Investitionsprojekt betrachtet. 
Der Steuersatz ergibt sich aus dem Vergleich des Ertrags aus dem Projekt mit und ohne Steuern. Es wer-
den in der Regel Abschreibungsbedingungen für verschiedene Wirtschaftsgüter berücksichtigt, nicht aber 
andere Aspekte der Bemessungsgrundlage wie etwa die Regeln zur Verlustverrechnung oder Beschrän-
kungen des Zinsabzugs.

Box 1: Steuern und Unternehmensentscheidungen
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weniger profitabel als die Durchschnittsinvestition am Standort. Bei we-
niger profitablen Investitionen spielen Elemente der Bemessungsgrund-
lage wie etwa steuerliche Abschreibungen eine größere Rolle als bei sehr 
profitablen Projekten. Bei Letzteren hat der tarifliche Steuersatz mehr Ge-
wicht. Für die Entscheidung über die Größe einer Investition an einem ge-
gebenen Standort ist also der effektive Grenzsteuersatz (Effective Margi-
nal Tax Rate (EMTR)) maßgeblich.  

Drittens reagieren Unternehmen auf Steuern, indem sie Steuerplanung 
betreiben und ihre rechtlichen und finanziellen Strukturen so gestalten, 
dass sie ihre Steuerlast im Rahmen des gesetzlich Zulässigen möglichst 
gering halten. Dazu gehört die internationale Gewinnverlagerung, also der 
Ausweis von Gewinnen in Niedrigsteuerländern. Das kann beispielswei-
se erreicht werden, wenn ein internationaler Konzern die Konzerngesell-
schaften stärker mit Eigenkapital ausstattet, die in Niedrigsteuerländern 
angesiedelt sind, während Konzerngesellschaften in Hochsteuerländern 
stärker durch Fremdkapital finanziert werden. Die Fremdkapitalzinsen 
sind abzugsfähig, ein größerer Teil des steuerpflichtigen Gewinns fällt in 
den Niedrigsteuerländern an. Ähnliche Wirkung hat die Ansiedlung von 
Patenten oder Markenrechten in Niedrigsteuerländern. Bei den steuerli-
chen Anreizen für Gewinnverlagerung ist der tarifliche Steuersatz die ent-
scheidende Größe. Auf Aspekte der Bemessungsgrundlage wie etwa Ab-
schreibungsbedingungen für Maschinen kommt es nicht an, denn es geht 
gar nicht um die Verlagerung physischer Investitionen.14

Das Steueraufkommen schließlich erlaubt kaum Rückschlüsse auf die 
Steuerbelastung an einem Investitionsstandort. Wenn das Aufkommen 
niedrig ist, kann das daran liegen, dass die Steuerlast niedrig ist. Es ist 
aber auch möglich, dass die Steuerlast hoch ist, die Unternehmen aber 
profitable Investitionsprojekte im Ausland ansiedeln oder Buchgewinne 
ins Ausland verlagern, um der Besteuerung zu entgehen. Dann ist das 
Steueraufkommen niedrig, weil die Steuerbelastung an dem betrachte-
ten Standort hoch ist.  

14 Es gibt allerdings die Möglichkeit, bei der Bestimmung des steuerpflichtigen Gewinns bestimmte Einkünfte 
anteilig oder ganz wegfallen zu lassen, beispielsweise Einkünfte aus immateriellen Wirtschaftsgütern. Das 
schafft dann Anreize zu Gewinnverlagerung in Form der Verlagerung der begünstigten immateriellen Wirt-
schaftsgüter. In diesem Fall spielt die Bemessungsgrundlage die entscheidende Rolle.  

33.  Interessanterweise ist das Bild anders, wenn man die effektive Grenz-
steuerbelastung betrachtet (Abbildung 3). Hier geht es um die steuerliche 
Belastung marginaler Investitionsprojekte, also solcher Projekte, die gerade 
die Kapitalkosten einschließlich Steuern erwirtschaften. Die effektive Grenz-
belastung unterliegt Schwankungen, ein klarer Abwärtstrend ist jedoch nicht 
sichtbar. Hier werden die sinkenden tariflichen Steuersätze durch die Maß-
nahmen zur Verbreiterung der Bemessungsgrundlage kompensiert. 

Abbildung 3: Entwicklung des effektiven Grenzsteuersatzes 
auf Unternehmensgewinne im EU-Durchschnitt (2000–2017)

Ungewichteter Durchschnitt der EU-28-Mitgliedstaaten in Prozent.

Quelle: Europäische Kommission.
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Abbildung 4: Tarifliche Steuersätze auf Unternehmensgewinne 
in den EU-Mitgliedstaaten 2017

Tarifliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften (nominal) in Prozent unter Berücksichti-
gung von Steuern auf Ebene des Zentralstaats und der Gebietskörperschaften. 

Quelle: Europäische Kommission.
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34.  Hinter dem durchschnittlichen Niveau der Steuersätze und dem Trend 
zu Steuersenkungen verbergen sich erhebliche Unterschiede zwischen den 
Steuersystemen der einzelnen Staaten. Abbildung 4 gibt einen Überblick über 
die tariflichen Gewinnsteuersätze in den verschiedenen EU-Staaten.  

35.  Die Unterschiede sind erheblich. Vor allem die wirtschaftlich weniger weit 
entwickelten Staaten Mittel- und Osteuropas haben teils deutlich niedrige-
re Steuersätze als ‚Hochsteuerstaaten‘ wie Deutschland und Frankreich. Das 
schlägt sich im Vergleich der effektiven Steuerbelastung in den verschiedenen 
Ländern nieder (Abbildung 5).

36.  Die Unterschiede in den gesetzlichen Steuersätzen und den effektiven 
Durchschnittsteuersätzen werden häufig als Ursache für Verzerrungen der 
Kapitalallokation und Steuervermeidung kritisiert. Die Mitgliedstaaten sehen 
in der Bestimmung der Steuersätze aber einen Kernbereich ihrer Souverä-
nität und haben sich bislang Initiativen zur Vereinheitlichung der Steuersät-
ze widersetzt.

37.  Angesichts der im Zeitablauf sinkenden Steuersätze auf Unternehmens-
gewinne (Abbildung 2) ist eigentlich zu erwarten, dass das Steueraufkommen 
ebenfalls zurückgeht. Erstaunlicherweise ist ein Rückgang des Aufkommens 
aus der Unternehmensbesteuerung bislang aber nicht beobachtbar, wie Ab-
bildung 6 illustriert. 

Abbildung 5: Effektive Durchschnittsteuersätze auf Unternehmensgewinne 
in den EU-Mitgliedstaaten 2017

Effektive durchschnittliche Besteuerung des Gewinns von Kapitalgesellschaften (nominal) in Prozent un-
ter Berücksichtigung von Steuern auf Ebene des Zentralstaats und der Gebietskörperschaften. 

Quelle: Europäische Kommission.
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Abbildung 6: Entwicklung des Gewinnsteueraufkommens im EU-Durchschnitt (2003–2016)

Gewichtete und ungewichtete Durchschnitte in Prozent des BIP. 

Quelle: Europäische Kommission.
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38.  Für die Stabilität des Aufkommens aus der Unternehmensbesteue-
rung werden verschiedene Erklärungen angeführt. Erstens haben viele Staa-
ten Steuersatzsenkungen mit einer Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
kombiniert, häufig explizit mit dem Ziel der Gegenfinanzierung von Aufkom-
mensverlusten. In welchem Umfang die Aufkommenseffekte die niedrigeren 
Steuersätze tatsächlich kompensiert haben, ist jedoch schwer zu messen. In-
dikatoren der effektiven Steuerbelastung wie der effektive Durchschnittsteu-
ersatz (EATR) erfassen die Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage nur unvollständig.

39.  Ein zweiter Faktor könnte die wachsende Profitabilität der Unternehmen 
sein oder eine steigende Anzahl an Firmen, die der Unternehmensbesteue-
rung unterliegen. Drittens ist es denkbar, dass Einkommen wegen der sin-
kenden Steuersätze zunehmend von der persönlichen Sphäre in die Unter-
nehmenssphäre verlagert werden. Eine Form der Verlagerung besteht darin, 
in der Unternehmensfinanzierung Fremdkapital durch Eigenkapital zu erset-
zen. Dadurch sinkt der Zinsaufwand der Unternehmen, und die steuerpflichti-
gen Unternehmensgewinne steigen. Vor allem in kleineren Unternehmen ist es 
möglich, Arbeitseinkommen als Unternehmensgewinne zu deklarieren oder 
umgekehrt, weil eine präzise Abgrenzung kaum möglich ist.

40.  Verschiedene empirische Studien haben untersucht, welche Faktoren die 
Stabilität des Steueraufkommens bei sinkenden Steuersätzen erklären kön-
nen. Dabei werden folgende Faktoren betrachtet, die das Steueraufkommen 
bestimmen:

•	 Der tarifliche Steuersatz;

•	 die Regelungen zur Bestimmung der steuerlichen Bemessungsgrundlage;

•	 der Anteil der Unternehmen, die der Unternehmensbesteuerung15 unterlie-
gen, im Unterschied zu den Personengesellschaften, die nicht der Unter-
nehmensbesteuerung sondern der persönlichen Einkommensbesteuerung 
unterliegen. Dieser Anteil wird oft als ‚inkorporierter Sektor‘ oder Sektor der 
Kapitalgesellschaften bezeichnet;

•	 die beobachtete Profitabilität der Unternehmen. Sie kann sowohl durch re-
ale Gewinnveränderungen als auch durch Gewinnverlagerung zwischen In- 
und Ausland oder zwischen persönlichen Einkommen und Unternehmens-
gewinnen beeinflusst werden. 

15   Statistisch wird dazu in der Regel die Körperschaftsteuer und in Deutschland zudem die Gewerbesteuer gezählt. 
In Deutschland zahlen die Personengesellschaften ebenfalls Gewerbesteuer, sie wird ihnen aber größtenteils er-
stattet.
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41.  Eine besondere Herausforderung bei empirischen Analysen zu dieser 
Frage liegt darin, dass die Unternehmensgewinne und somit das Gewinn-
steueraufkommen im Konjunkturzyklus stark schwanken. Das ist ein wichtiger 
Grund dafür, dass die Resultate davon abhängen, welche Länder und welche 
Zeiträume betrachtet werden. 

42.  Nicodème et al. (2018) verwenden Sektordaten für die EU und kommen 
zu dem Ergebnis, dass Maßnahmen zur Verbreiterung der steuerlichen Be-
messungsgrundlage und ein leichtes Anwachsen der Größe des Sektors der 
Kapitalgesellschaften die Aufkommenseffekte der sinkenden Steuersätze für 
den Zeitraum 1995–2015 ausgeglichen haben. Fuest et al. (2018) verwenden 
Mikrodaten für die OECD-Staaten, um zu untersuchen, welche Faktoren da-
für gesorgt haben, dass die Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuern 
so stark angestiegen ist.16 Diese Studie kommt zum Ergebnis, dass wachsen-
de Finanzerträge, vor allem bedingt durch sinkende Zinskosten, und sinken-
de Abschreibungen für Investitionsgüter jeweils gut ein Drittel des Gewinnzu-
wachses ausmachen, während etwas weniger als ein Drittel auf wachsende 
Profitabilität zurückzuführen ist. 

43.  Insgesamt sprechen die vorliegenden Ergebnisse dafür, dass die Stabi-
lität des Steueraufkommens nicht allein durch Gegenfinanzierungsmaßnah-
men in Form einer Verbreiterung der Bemessungsgrundlage zu erklären ist, 
sondern nicht zuletzt durch einen wachsenden Anteil der Unternehmensge-
winne an den Einkommen insgesamt. Zu den wachsenden Gewinnen hat un-
ter anderem der Rückgang der Zinsen beigetragen. Vor diesem Hintergrund 
hätte es bei einer konstanten effektiven Steuerbelastung zu einem wachsen-
den Anteil der Unternehmenssteuern am Bruttoinlandsprodukt und am Steu-
eraufkommen insgesamt kommen müssen. Die sinkenden Steuersätze haben 
das verhindert. 

16  Bei der Verwendung von Mikrodaten stellt sich die Frage, ob die im Datensatz berücksichtigten Unternehmen 
repräsentativ für die gesamte Volkswirtschaft sind. Das ist hier nur eingeschränkt der Fall, wie in der Studie näher 
erläutert wird.

VI	 Ökonomische Auswirkungen der Unternehmensbesteuerung

44.  Debatten über die ökonomischen Wirkungen der Unternehmensbesteue-
rung bewegen sich in der Regel im Spannungsfeld zwischen den Auswirkun-
gen dieser Steuern auf Investitionen und das Wirtschaftswachstum auf der ei-
nen Seite sowie auf Verteilungswirkungen auf der anderen Seite. Befürworter 
von Steuerentlastungen verweisen darauf, dass höhere Unternehmenssteu-
ern Investitionen reduzieren und wachstumsfeindlich sind. Kritiker halten dem 
entgegen, eine Senkung dieser Steuern sei aus verteilungspolitischer Per-
spektive unerwünscht.

45.  Dass höhere Steuern auf Unternehmensgewinne Investitionen erheblich 
reduzieren können (und umgekehrt), ist wissenschaftlich gut belegt. Die empi-
rische Studie von Bond und Xing (2015) beispielsweise kommt zum Ergebnis, 
dass eine Senkung der steuerlichen Kapitalkosten um 10 Prozent die Kapital-
intensität der Produktion pro Einheit Output um rund 8 Prozent erhöht. Stein-
müller et al. (2017) untersuchen den Zusammenhang zwischen Steuersätzen 
und Investitionen (Zeitraum und Land) und messen eine Elastizität von -0,84. 
Eine Senkung der Steuerbelastung von Unternehmensgewinnen in Deutsch-
land von beispielsweise 30 auf 25 Prozent würde nach dieser Schätzung die 
Investitionen der Unternehmen um 14 Prozent steigern. 

46.  Welche Folgen hat das für das Wirtschaftswachstum? Da makroökono-
mische Wachstumsraten von vielen Faktoren beeinflusst werden, weniger 
Beobachtungen zur Verfügung stehen als im Fall von Mikrodaten einzelner 
Unternehmen oder Sektordaten, und gesamtwirtschaftliche Entwicklungen 
Rückwirkungen auf die Steuerpolitik haben, ist die Messung von Steuerwir-
kungen hier schwieriger. Wichtig ist außerdem die Frage, ob man die Wachs-
tumseffekte einer Steuersenkung mit oder ohne Gegenfinanzierung betrachtet. 

47.  In einer viel beachteten Untersuchung haben Ökonomen der OECD den 
Zusammenhang zwischen Steuerstrukturen und Wirtschaftswachstum unter-
sucht.17 Das beruht auf der Überlegung, dass Entlastungen bei der Unterneh-
mensbesteuerung nicht notwendigerweise mit Kürzungen bei den Staatsaus-
gaben einhergehen. Es geht eher darum, ob Länder, die ihr Steueraufkommen 

17   Vgl. Arnold et al. (2011).
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mit anderen Steuern erzielen, mit positiven oder negativen Wachstumseffek-
ten rechnen sollten. 

48.  Die Studie der OECD kommt zu dem Ergebnis, dass man die unterschied-
lichen Steuerarten nach ihrer Wachstumswirkung reihen kann. Besonders 
starke negative Wachstumswirkungen hat demnach die Unternehmensbe-
steuerung, es folgen Steuern auf Arbeitseinkommen und Lohnsummensteu-
ern, wie etwa Sozialversicherungsbeiträge. Weniger wachstumsfeindlich sind 
Konsumsteuern, am besten schneiden Grundsteuern ab. Dieses Ergebnis legt 
den Schluss nahe, dass Staaten ihr Wirtschaftswachstum steigern können, 
indem sie beispielsweise Unternehmensgewinnsteuern und Sozialversiche-
rungsbeiträge senken und diese Entlastungen durch höhere Konsumsteuern 
oder höhere Grundsteuern gegenfinanzieren. Die OECD (2010, S.16) formu-
liert das wie folgt: 

49.  “In a world of growing international integration, often described as ‘globa-
lisation’, raising taxes on incomes (whether from earnings or capital) could be 
particularly harmful to employment, investment, entrepreneurship and growth
[...] In addition the burden of taxation could be switched more toward taxes 
on consumption (taxed on a destination basis) and recurrent taxes on resi-
dential property.”

50.  Diese Resultate erscheinen aus der Perspektive der Steuertheorie plau-
sibel. Investitionen reagieren recht stark auf die Besteuerung, der Konsum 
deutlich weniger, die wirtschaftliche Nutzung von Grund und Boden unter 
Umständen überhaupt nicht. Der empirische Befund dieser Studie ist aller-
dings insofern erstaunlich, als er für einen gegebenen Kapitalstock berech-
net ist. Die Aussage lautet also, dass niedrigere Unternehmenssteuern – oder 
genauer: ein niedrigerer Anteil der Unternehmenssteuern auf Gesamtsteu-
eraufkommen – das Wirtschaftswachstum über andere Wirkungskanäle als 
über physische Investitionen steigern kann. Eine mögliche Erklärung würde 
darin bestehen, dass Unternehmen nach Steuersenkungen zunächst vorhan-
dene Kapazitäten stärker ausnutzen und Kapazitätserweiterungseffekte erst 
mit erheblicher Verzögerung auftreten.18 Es wäre zudem denkbar, dass niedri-
ge Unternehmenssteuern zu mehr Ausgaben für immaterielle Wirtschaftsgü-
ter führen, die unter den Anlageinvestitionen nicht erfasst werden. Allerdings 

18   Vgl. Cogan et al. (2013), Lieberknecht und Wieland (2018).

ist nicht auszuschließen, dass Veränderungen der Steuerstruktur mit ande-
ren wirtschaftspolitischen Reformen einhergehen, die Auswirkungen auf das 
Wachstum haben.19

51.  Neben den Wirkungen auf Investitionen und Wirtschaftswachstum ist die 
Verteilungswirkung der Unternehmensbesteuerung von erheblicher Bedeu-
tung. Grundsätzlich können Unternehmen selbst keine Steuerlasten tragen, 
sondern ihre Eigentümer, ihre Kreditgeber, die Angestellten, die Kunden oder 
die Lieferanten. Nach Umfragen denken die meisten Menschen, dass Kapi-
taleigentümer die Last der Unternehmensbesteuerung tragen.20 Unter Ökono-
men wird das eher bezweifelt, weil Kapital mobil ist. Aus dieser Perspektive 
spielt die Überwälzung der Steuerlast auf immobile Produktionsfaktoren eine 
zentrale Rolle, insbesondere die Überwälzung auf den Faktor Arbeit. 

52.  Wenn Unternehmen international kostenlos mobil wären und die im Welt-
kapitalmarkt zu erzielende Nachsteuerrendite gegeben, dann würden Unter-
nehmenssteuern vollständig auf immobile Produktionsfaktoren überwälzt. Das 
ist allerdings ein Extremfall. Empirisch kann man davon ausgehen, dass Un-
ternehmen mit ihren Aktivitäten international zwar durchaus mobil sind, aber 
je nach Art der Aktivität erhebliche Mobilitätskosten entstehen. Fuest et al. 
(2018) kommen in einer empirischen Untersuchung zum Ergebnis, dass rund 
die Hälfte der Gewinnsteuerlast auf die Beschäftigten überwälzt wird. Davon 
sind Arbeitnehmer mit niedrigen Einkommen stärker betroffen als höher Quali-
fizierte. Diese Resultate sprechen dafür, dass Umverteilungswirkungen zu La-
sten höherer Einkommen als Argument für hohe Unternehmensgewinnsteuern 
weniger überzeugend sind, als es auf den ersten Blick erscheint.21     

19   In späteren Studien ist die Robustheit der OECD-Ergebnisse bezweifelt worden, siehe dazu etwa Xing (2011).
20   Vgl. Sheffrin (1994).
21   Einen Überblick über die Literatur zur Überwälzung von Unternehmensgewinnsteuern findet sich in Fuest et al. 

(2015). 
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VII	 Steuerwettbewerb und Steuervermeidung

7.1	 Steuerwettbewerb um die Ansiedlung von Realinvestitionen

53.  Vor dem Hintergrund der europäischen Integration und der Globalisierung 
der Wirtschaft spielt der internationale Steuer- und Standortwettbewerb in 
der steuerpolitischen Debatte eine wachsende Rolle. Kritiker des Steuerwett-
bewerbs verweisen immer wieder auf die Gefahr, dass die grenzüberschrei-
tende Mobilität von Kapital zu einem Steuersenkungswettlauf führt, an des-
sen Ende der Staat seine Tätigkeit nicht mehr hinreichend finanzieren kann22 
und die verbleibenden Steuerlasten ungerecht verteilt sind – vor allem immo-
bile Arbeitskräfte würden noch Steuern zahlen, während Kapitaleigentümer 
sich nicht mehr angemessen an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben betei-
ligen.23 Daraus ergibt sich die Forderung, den Steuerwettbewerb durch inter-
nationale Vereinbarungen oder zumindest auf europäischer Ebene einzudäm-
men, beispielsweise durch die Einführung einer Mindestbesteuerung.24 

54.  Kritiker dieser Form der Koordinierung halten dem entgegen, dass die 
Wirkungen des Steuerwettbewerbs differenzierter sind. Zu den immobilen 
Produktionsfaktoren gehört vor allem der Faktor Boden. Eine stärkere Be-
steuerung von Grund und Boden ist aus verteilungspolitischer Sicht anders 
zu beurteilen als eine stärkere Besteuerung des Faktors Arbeit. Hinzu kommt, 
dass es im Steuerwettbewerb nicht nur zu ineffizient geringer, sondern auch zu 
übermäßig hoher Besteuerung kommen kann. Letzteres passiert, wenn Steu-
erlasten auf ausländische Bürger oder Unternehmen abgewälzt werden kön-
nen.25 Beispiele sind die derzeit diskutierte Steuer auf digitale Umsätze, die 
vor allem US-Unternehmen treffen würde, oder Steuern auf Hotelbetten oder 
Mietwagen in Ländern, die viele Touristen anziehen. Befürworter des Steuer-
wettbewerbs führen außerdem an, dass sich im demokratischen politischen 
Prozess eine Neigung zu exzessiver Kapitalbesteuerung oder generell über-
mäßiger Besteuerung ergibt.26 Außerdem beinhalte eine Mindestbesteuerung 

22   Wie im Abschnitt 5 gezeigt wurde, ist es zumindest bislang noch nicht zu einer wirklichen Erosion der Einnahmen 
aus der Unternehmensbesteuerung gekommen, obwohl die Entwicklung der Steuersätze die These des ‚Race to 
the Bottom‘ zu bestätigen scheint.	

23   Vgl. dazu Zodrow und Mieszkowski (1986).	
24   Diese Forderung findet sich beispielsweise im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD, S. 13.	
25   Siehe dazu Huizinga und Nielsen (1997) sowie Fuest et al. (2005).
26   Beispielsweise kann es zu einer Überbesteuerung kommen, wenn das Einkommen des Medianwählers geringer 

ist als das Durchschnittseinkommen, siehe Fuest und Huber (2001).
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in der EU die Gefahr, dass Europa sich zu einer Hochsteuerzone entwickle und 
gegenüber Drittländern an Wettbewerbsfähigkeit verliere. Innerhalb der EU 
stellt sich außerdem das Problem, dass ein Mindeststeuersatz die wirtschaftli-
che Konvergenz unter den Mitgliedstaaten gefährden könnte. EU-Staaten, die 
wegen ihrer geographischen Lage, beispielsweise einer Randlage in Europa, 
oder wegen eines wirtschaftlichen Entwicklungsrückstands Standortnachteile 
haben, brauchen die Möglichkeit, diesen Nachteil durch niedrige Steuern aus-
gleichen zu können.27 Ihnen dieses Instrument zu nehmen würde bedeuten, 
ihre Chancen zu untergraben, wirtschaftlich aufzuholen. Deutschland würde 
als hochentwickeltes und zentral gelegenes Hochsteuerland in Europa von 
einer Mindeststeuer, die für andere EU-Staaten Steuererhöhungen erzwingt, 
im innereuropäischen Standortwettbewerb gegenüber den heutigen Niedrig-
steuerstaaten eher begünstigt. Global würde Deutschland aber an Wettbe-
werbsfähigkeit verlieren, wenn es auf den Mindeststeuersatz seinerseits mit 
höherer Besteuerung reagiert.28    

7.2	 Steuerwettbewerb um Forschung und Entwicklung und das 
	 Problem der Patentboxen

55.  Für wirtschaftliches Wachstum sind nicht nur Investitionen in materi-
elle Anlagen wie Maschinen und Gebäude erforderlich. In zunehmend wis-
sensbasierten Volkswirtschaften spielen Forschung und Entwicklung sowie 
immaterielle Wirtschaftsgüter wie Patente oder Markenrechte eine wachsen-
de Rolle.29 Viele Länder sind sehr daran interessiert, heimische Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten auszubauen und Forschungslabore multinatio-
naler Konzerne zu attrahieren. Man erhofft sich neben hochqualifizierten und 
gut bezahlten Arbeitsplätzen Impulse für die heimische Wirtschaftsentwick-
lung, die über Unternehmensgrenzen hinausgehen (positive Externalitäten). 
Viele Länder fördern deshalb Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten, häu-
fig in Form von Steuergutschriften, oft im Rahmen gezielter Förderprogram-
me für einzelne Forschungsprojekte oder Themenfelder. Deutschland hat sich 
bisher auf die Programmförderung beschränkt und bietet keine steuerliche 

27  EU-Mitgliedstaaten, die Hilfen aus den Regionalfonds oder im Rahmen der EU-Rettungspolitik erhalten haben, 
sind in der Vergangenheit dafür kritisiert worden, gleichzeitig niedrige Unternehmenssteuern zu erheben. Mindest-
steuersätze würden ihre Abhängigkeit von externen Hilfen aber noch steigern.

28   Ob es dazu käme, ist unklar, siehe dazu Konrad (2009).
29   Haskel und Westlake (2018) sprechen deshalb bereits von einem heraufziehenden ‚Kapitalismus ohne Kapital‘.

Forschungsförderung. Derzeit wird allerdings eine Steuergutschrift diskutiert, 
die kleinen und mittelständischen Unternehmen zukommen soll. 

56.  Grundsätzlich ist es zutreffend, dass wirtschaftliche Aktivitäten mit posi-
tiven externen Effekten – Wirkungen also, die nicht am Markt entlohnt wer-
den – eine staatliche Förderung rechtfertigen können. Allerdings ist zu be-
denken, dass Innovationen bestehendes Kapital entwerten. Daher kann man 
nicht ohne weiteres davon ausgehen, dass eine steuerliche Forschungsförde-
rung die gesamtwirtschaftliche Effizienz in jedem Fall steigert, vor allem dann, 
wenn sie zur Programmförderung hinzukommt. 

57.  Für eine steuerliche Forschungsförderung vor allem bei kleinen und mitt-
leren Unternehmen kann man außerdem anführen, dass diese Unternehmen 
bei der Programmförderung häufig von dem damit verbundenen bürokrati-
schen Aufwand abgeschreckt werden und sie außerdem eher auf Finanzie-
rungsrestriktionen stoßen. Für eine steuerliche Forschungsförderung bei 
Großunternehmen spricht, dass der internationale Wettbewerb um die An-
siedlung von Forschungsaktivitäten vor allem Forschungslabore multinatio-
naler Unternehmen betrifft.

58.  Bei Patentboxen geht es weniger um die Förderung von Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten an einem Standort, sondern um den internationalen 
Wettbewerb um Buchgewinne. Patentboxen gewähren Unternehmen, die Ein-
künfte aus Patenten oder anderen immateriellen Wirtschaftsgütern haben, 
verringerte Steuersätze auf diese Einnahmen. Das soll sie davon abhalten, 
die Patente ins Ausland zu verlagern oder erst gar nicht im Inland anzusie-
deln. Deutschland hat derzeit anders als die meisten anderen OECD-Länder 
keine Patentbox.30

59.  Die Einführung einer Patentbox wird in Deutschland immer wieder mit 
dem Hinweis abgelehnt, man wolle den internationalen Wettbewerb um Buch-
gewinne und Gewinnverlagerung nicht noch weiter anheizen. Diese Position 
ist problematisch. Deutschland ist zu klein, um den internationalen Steuer-
wettbewerb bei Patentboxen allein dadurch aufzuhalten, dass Deutschland 
selbst auf eine Patentbox verzichtet. Im Gegenteil schafft der Verzicht 
Deutschlands auf eine eigene Patentbox Anreize für andere Staaten, sich 

30   Vgl. Alstadsæter et al. (2015).
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gegen eine international koordinierte Abschaffung von Patentboxen zu weh-
ren. Wenn das Ziel darin besteht, zu einem wirksamen internationalen Abkom-
men über die Abschaffung oder Beschränkung von Patentboxen zu kommen, 
sollte Deutschland selbst eine Patentbox einführen, gleichzeitig aber signa-
lisieren, dass man bereit ist, sie wieder abzuschaffen, wenn andere Staaten 
mitziehen.

7.3	 Steuerwettbewerb um Buchgewinne

60.  Im Mittelpunkt der aktuellen politischen Auseinandersetzungen über die 
Unternehmensbesteuerung steht weniger der Wettbewerb um die Ansiedlung 
von Realinvestitionen, sondern das Problem der Steuervermeidung durch 
multinationale Unternehmen.31 Verschiedene spektakuläre Fälle von Steuer-
planung und Steuervermeidung, etwa der Fall der Firma Apple, haben die 
Aufmerksamkeit der breiten Öffentlichkeit auf das Thema gezogen. Steuer-
vermeidung, verstanden als legale, aber vom Gesetzgeber nicht beabsichtig-
te und in der Regel unerwünschte Nutzung von Gestaltungsmöglichkeiten zur 
Reduzierung der Steuerlast, ist allerdings nicht nur ein Problem einzelner mul-
tinationaler Konzerne. Die Forschung zu diesem Thema hat in vielen Studi-
en gezeigt, dass Unternehmen ebenso wie individuelle Steuerzahler systema-
tisch Lücken im Steuerrecht und Gestaltungsmöglichkeiten nutzen, um ihre 
Steuerlast zu verringern.32  

61.  Aus der Perspektive der Steuerpolitik hat die internationale Verlagerung 
von Buchgewinnen in Niedrigsteuerländer zur Folge, dass Staaten nicht nur 
um die Ansiedlung von Realinvestitionen konkurrieren, sondern auch um 
Buchgewinne.33 Denn dort, wo Gewinne ausgewiesen werden, entsteht Steu-
eraufkommen. In diesem Wettbewerb steht der Steuersatz im Vordergrund, 
während viele Aspekte der Bemessungsgrundlage, beispielsweise Abschrei-
bungsvorschriften für Maschinen oder Gebäude, keine Rolle spielen. Man 

31   Steuerliche Anreize haben erhebliche Auswirkungen auf ausländische Direktinvestitionen, siehe Feld und Hecke-
meyer (2011). Finanzierungsentscheidungen werden in multinationalen Unternehmen ebenfalls stark durch steu-
erliche Unterschiede beeinflusst (Feld et al., 2013).

32   Einen aktuellen Literaturüberblick bietet Riedel (2018). Thorslov et al. (2018) kommen zu dem Ergebnis, dass 
multinationale Firmen im Durchschnitt 40 Prozent ihrer Gewinne in Steueroasen verlagern. US-Firmen vermeiden 
demnach mehr Steuern als andere. Größte Verlierer, was das Steueraufkommen angeht, sind europäische Staaten 
und Entwicklungsländer. 	

33   Siehe Heckemeyer und Overesch (2017) für eine Metaanalyse. 	

kann die in letzter Zeit vielfach verfolgte Politik der Steuersatzsenkung, kom-
biniert mit verschlechterten Abschreibungsbedingungen für Investitionsgü-
ter, als eine Reaktion auf verschärften Steuerwettbewerb um Buchgewinne 
verstehen.34

62.  Vor allem für kleine Länder lohnt es sich, sich durch eine entsprechende 
Steuerpolitik als Niedrigsteuerstandort zu profilieren, der Buchgewinne aus 
anderen Ländern attrahiert oder Unternehmen Möglichkeiten bietet, Steuern 
in anderen Ländern zu vermeiden. Innerhalb der EU gelten vor allem Irland 
und die Niederlande als Länder, die diese Strategie verfolgen. Irland hat seit 
langer Zeit einen im Vergleich zum Rest der EU mit 12,5 Prozent sehr niedri-
gen Körperschaftsteuersatz. In den Niederlanden beträgt der Körperschaft-
steuersatz zwar 25 Prozent und liegt damit im internationalen Durchschnitt, 
die Niederlande bieten aber verschiedene steuerliche Sonderregelungen, die 
das Land als Standort für multinationale Konzerne attraktiv machen. Dazu ge-
hört eine Patentbox, nach der Einkünfte aus immateriellen Wirtschaftsgütern 
unter bestimmten Bedingungen nur mit 7 Prozent versteuert werden müssen, 
sowie der Verzicht auf Quellensteuern auf Lizenzgebühren oder Zinsen selbst 
dann, wenn diese in Länder fließen, mit denen kein Doppelbesteuerungsab-
kommen besteht. In Kombination mit dem Verbot von Quellensteuern auf Zin-
sen und Lizenzen innerhalb der EU ermöglicht diese Regelung es multinatio-
nalen Unternehmen, Lizenzgebühren und Zinseinkünfte aus der gesamten EU 
unversteuert über die Niederlande in Steueroasen außerhalb Europas fließen 
zu lassen.35

7.4	 Initiativen und steuerpolitische Optionen zur Eindämmung 
	 internationaler Steuervermeidung

63.  Es gibt verschiedene Ansätze zur Eindämmung unerwünschter Steuer-
vermeidung durch multinationale Unternehmen.36 Einige sind eher pragma-
tisch und zielen auf Verbesserungen im bestehenden Steuersystem. Ande-
re sind grundsätzlicher Natur und erfordern weitreichende Reformen des 
Steuersystems. 

34   Siehe dazu Haufler und Schjelderup (2000).	
35   Siehe hierzu Johannesen (2012).	
36   Zum Folgenden siehe Fuest et al. (2013).	
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7.4.1 	 Die BEPS-Initiative der OECD 

64.  Mit der politischen Initiative ‚Base Erosion and Profit Shifting‘ (BEPS) ver-
sucht die OECD, international koordinierte Empfehlungen dazu zu entwickeln, 
wie Staaten unerwünschte Steuervermeidung multinationaler Unternehmen 
eindämmen können.37 Die OECD setzt darauf, dass durch international abge-
stimmte Maßnahmen internationale Steuervermeidung eingedämmt werden 
kann. Im Jahr 2015 wurde ein Aktionsplan mit Maßnahmen in 15 Handlungsfel-
dern vorgelegt, die jeweils in umfangreichen Einzelberichten erläutert werden.38

65.  Eine so umfangreiche und grundlegende Initiative wie BEPS macht es 
erforderlich, die Frage zu beantworten, wie Unternehmensgewinne in einer 
von unerwünschter Steuervermeidung freien Welt besteuert werden sollten. 
Denn die im Rahmen des BEPS-Pakets vorgeschlagenen Maßnahmen sollen 
ja darauf hinwirken, dass man diesem Zustand näherkommt. Als Leitlinie dazu 
hat die BEPS-Initiative formuliert: „Unternehmen sollen Gewinne da steuerlich 
ausweisen, wo diese tatsächlich erwirtschaftet werden.“39  

66.  Diese Leitlinie hört sich vernünftig und beinahe selbstverständlich an. 
Tatsächlich ist sie jedoch höchst problematisch. Es handelt sich eher um eine 
politische Kompromissformel, die so vage und auslegungsbedürftig ist, dass 
ihr Staaten mit sehr unterschiedlichen Vorstellungen und Interessen zustim-
men können. Um ein tragfähiges Konzept für die Gestaltung der internationa-
len Unternehmensbesteuerung handelt es sich dabei aber nicht. 

67.  Das hat zwei Gründe. Erstens sehen die bestehenden Regeln zur inter-
nationalen Besteuerung keineswegs vor, dass Erträge dort besteuert werden, 
wo sie ‚erwirtschaftet‘ werden. Wie in Abschnitt 3 erläutert wurde, werden 
‚passive‘ Einkünfte wie Zins- und Lizenzgebühren im Sitzland des Kreditge-
bers oder Patenteigentümers besteuert, Eigenkapitalerträge üblicherweise im 
Quellenland. Die Frage, wo Erträge ‚tatsächlich erwirtschaftet werden‘, wird 
gar nicht gestellt. 

37   An der BEPS-Initiative der OECD sind nicht nur OECD-Staaten, sondern insgesamt 155 Staaten und Jurisdiktio-
nen beteiligt, vgl. http://www.oecd.org/tax/beps/beps-about.htm.

38   Die Themen sind sehr breit und reichen von der Besteuerung des Digitalsektors bis hin zu dem Vorschlag, mul-
tilaterale Besteuerungsabkommen zu schließen, um die BEPS-Maßnahmen umzusetzen. Die 15 Berichte finden 
sich unter http://www.oecd.org/tax/beps/beps-actions.htm.

39   Das Ziel der BEPS-Initiative formuliert die OECD wie folgt:” […] ensuring that profits are taxed where economic ac-
tivities generating the profits are performed and where value is created”, http://www.oecd.org/tax/beps/beps-
actions.htm.	

68.  Das führt zum zweiten Punkt: Es lässt sich bei multinationalen Unter-
nehmen nicht mit hinreichender Klarheit feststellen, in welchen der Länder, 
in denen sie aktiv sind, sie welchen Anteil ihrer Gewinne ‚erwirtschaften‘. 
Wertschöpfung entsteht durch das Zusammenspiel der Entwicklung eines 
Produkts oder einer Dienstleistung, seiner tatsächlichen Produktion und der 
Distribution an die Nachfrager. Wenn ein Unternehmen wie Apple Mobiltele-
fone in Kalifornien entwickelt, in China produziert und in Europa verkauft, wo 
werden die Gewinne, die Apple erzielt, ‚erwirtschaftet‘? Wenn die Patente für 
die Mobiltelefone Eigentum einer Tochtergesellschaft von Apple mit Sitz auf 
den Bermudas sind, trägt diese Tochtergesellschaft dann ebenfalls zur Wert-
schöpfung bei? Falls nein, wäre das anders, wenn die Patente in den USA lie-
gen würden? Das Konzept der Besteuerung dort, wo Gewinne erwirtschaftet 
werden, ist zu vage, um als Leitlinie einer erfolgreichen Reform der internatio-
nalen Besteuerungsregeln gelten zu können. 

69.  Es gibt durchaus Besteuerungssysteme, die stärker als das bestehende 
System an der Verteilung der realwirtschaftlichen Aktivitäten von Unterneh-
men anknüpfen. Dazu gehört das System der Formelaufteilung. Dabei wird 
nicht gefragt, wo Gewinne erwirtschaftet werden. Stattdessen werden die 
globalen Gewinne multinationaler Konzerne schlicht nach einer Formel ver-
teilt, in die mehr oder weniger leicht beobachtbare und einzelnen Ländern 
zuzuordnende Indikatoren eingehen, beispielsweise die Lohnsumme, physi-
sches Kapital wie Gebäude oder Maschinen und die Verkäufe an Dritte.

70.  Die Forderung, Gewinne dort zu besteuern, wo sie erwirtschaftet werden, 
könnte einen generellen Übergang zum Quellenlandprinzip bedeuten. Zinsen 
und Lizenzgebühren wären dann nicht mehr in dem Land steuerpflichtig, in 
dem sie vereinnahmt werden, sondern dort, wo sie gezahlt werden.

71.  Die OECD hat sich für keine dieser Varianten entschieden. Stattdessen 
umfassen die Vorschläge des BEPS-Projekts ein Sammelsurium von Einzel-
maßnahmen, das keiner klaren Systematik folgt. Einerseits werden Maßnah-
men wie Zinsabzugsbeschränkungen und erweiterte Definitionen von Be-
triebsstätten vorgeschlagen. Das bedeutet einen stärkeren Steuerzugriff des 
Quellenlandes. Andererseits sollen die Sitzländer stärker auf Einkünfte von 
Tochtergesellschaften zugreifen, die in Niedrigsteuerstaaten angesiedelt sind. 
Außerdem wird empfohlen, Arrangements, die ‚aggressiv‘, ‚missbräuchlich‘ 
oder ‚künstlich‘ sind oder deren Hauptzweck darin besteht, steuerliche Vor-
teile zu erringen, nicht anzuerkennen. 
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72.  Viele dieser Maßnahmen haben nichts mit dem Ziel zu tun, stärker dort 
zu besteuern, wo Gewinne erwirtschaftet werden. Stattdessen geht es um 
rein fiskalische Ziele – das Eintreiben von Steuern von multinationalen Unter-
nehmen soll generell erleichtert werden. Damit drohen erhebliche Rechtsun-
sicherheit, eine gewisse Beliebigkeit und damit verbunden Doppelbesteue-
rungsprobleme sowie zunehmende Konflikte zwischen Staaten. 

73.  Wenn die wahre Absicht der Initiative darin bestehen würde, generell 
mehr Steueraufkommen von multinationalen Unternehmen zu erheben, wäre 
das Maßnahmenpaket folgerichtig. Das erklärte Ziel, Doppelbesteuerung wie 
Nichtbesteuerung von Unternehmensgewinnen zu vermeiden und zu einem 
transparenteren internationalen Steuersystem zu kommen, wird aber nicht 
erreicht.

74.  All dies ändert nichts daran, dass die OECD als internationales Forum 
prinzipiell die richtige Ebene ist, um Reformen der internationalen Besteue-
rungsregeln zu verhandeln. Das Kernproblem liegt darin, dass die einzelnen 
Staaten wenig Bereitschaft zeigen, ihre nationalen fiskalischen Interessen 
zurückzustellen, um zu konsistenten internationalen Besteuerungsregeln zu 
kommen.

7.4.2	 Das Maßnahmenpaket der EU zur Bekämpfung
	 der Steuervermeidung

75.  Aufbauend auf der BEPS-Initiative der OECD hat die EU Maßnahmen er-
griffen, um Steuervermeidung einzudämmen. Als Ziele dieser Maßnahmen 
führt die Europäische Kommission folgende Punkte an:40

•	 Unterbindung aggressiver Steuerplanung,

•	 mehr Transparenz,

•	 Schaffung gerechterer Rahmenbedingungen für Unternehmen in der EU.

40   Vgl. http://www.consilium.europa.eu/de/policies/anti-tax-avoidance-package/.

76.  Der Europäische Rat hat am 12. Juli 2016 die ‚Richtlinie zur Bekämp-
fung von Steuervermeidung‘41 verabschiedet. Diese Richtlinie verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, die folgenden Maßnahmen gegen Steuervermeidung zu 
ergreifen:

•	 Einführung einer Zinsschranke, um Gewinnverlagerung durch Fremdfinan-
zierung in Hochsteuerländern einzudämmen;

•	 Vorschriften zur Wegzugsbesteuerung, die Anreize zur Verlagerung von Ak-
tiva in Niedrigsteuerländer begrenzen sollen;

•	 Vorschriften für beherrschte ausländische Unternehmen, durch die eine 
Besteuerung der Gewinne von Tochtergesellschaften heimischer Unter-
nehmen in Niedrigsteuerländern sichergestellt werden soll;

•	 eine allgemeine Vorschrift zur Verhinderung von Missbrauch;

•	 Vorschriften über die Verhinderung von Steuervermeidung durch hybride 
Gestaltungen, die Inkonsistenzen zwischen nationalen Steuersystemen 
nutzen. 

77.  Man kann davon ausgehen, dass diese Maßnahmen die angesprochenen 
Formen steuerlicher Gestaltung durchaus zurückdrängen. Gleichzeitig gilt für 
dieses Maßnahmenpaket die im vorangehenden Abschnitt geäußerte Kritik: 
Ihnen liegt kein überzeugendes Gesamtkonzept zur Gestaltung der interna-
tionalen Unternehmensbesteuerung zu Grunde, allenfalls das fiskalische An-
liegen, mehr Steuern von multinationalen Firmen zu erheben. Es ist absehbar, 
dass die Komplexität der Besteuerung und die Rechtsunsicherheit ebenso 
zunehmen werden wie die Wahrscheinlichkeit, dass es zu Doppelbesteue-
rung kommt.

78.  Gleichzeitig fehlen in diesem Konzept einige wichtige Maßnahmen, die 
Steuervermeidung wirksam einschränken könnten. Dazu gehört vor allem 
eine bessere Koordination der Doppelbesteuerungsabkommen und der Quel-
lensteuern, die bei Zahlungen von Zinsen und Lizenzen an Drittländer erho-
ben werden. Einzelne Mitgliedstaaten der EU, unter anderem die Niederlande, 

41   Richtlinie (EU) 2016/1164 des Rates vom 12. Juli 2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungs-
praktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts.
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haben derzeit Doppelbesteuerungsabkommen und Quellensteuerregelun-
gen gegenüber Niedrigsteuerstaaten außerhalb der EU, die es ermöglichen, 
Gewinne aus Europa in diese Niedrigsteuerstaaten zu verlagern. Das schafft 
beispielsweise Anreize, die Rechte zur Nutzung immaterieller Wirtschaftsgü-
ter wie Marken und Patente in den Niederlanden anzusiedeln. Konzernge-
sellschaften in den anderen EU-Staaten zahlen dann Lizenzgebühren an die 
Konzerngesellschaft in den Niederlanden. Von dort fließen die Erträge unbe-
lastet weiter in Niedrigsteuerländer.42 Andere EU-Staaten könnten sich da-
gegen wehren, wenn sie auf die Lizenzzahlungen, die in die Niederlande flie-
ßen, Quellensteuern erheben könnten. Das Erheben von Quellensteuern auf 
Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unterneh-
men innerhalb der EU ist aber durch die EU-Zins- und Lizenzrichtlinie43 be-
schränkt. Einige Staaten umgehen diese Richtlinie durch die Einführung von 
Zins- und Lizenzschranken.44 Dabei wird der Abzug von Zinsen und Lizenzge-
bühren als Betriebsausgabe eingeschränkt. Das schränkt die Gewinnverlage-
rung ein, kann allerdings zu Doppelbesteuerung und Besteuerungskonflikten 
zwischen Staaten führen.

79.  Zu den ehrgeizigen und sehr grundlegenden Reformen des Steuersys
tems gehört die in Varianten immer wieder diskutierte Vereinheitlichung oder 
zumindest Annäherung und Koordinierung der Unternehmensbesteuerung in 
Europa. Dazu gehört der von der Europäischen Kommission vorangetriebe-
ne Vorschlag zur Schaffung einer gemeinsamen konsolidierten Bemessungs-
grundlage und der Verteilung der Besteuerungsrechte auf Basis einer Formel-
zuteilung (GKKB).45 

80.  Einige Formen unerwünschter Gewinnverlagerung könnten so sicherlich 
effektiver als bisher bekämpft werden. Wenn die Verteilung der europaweiten 
Gewinne auf die Mitgliedstaaten für Zwecke der Besteuerung von einer For-
mel abhängt, in die Lohnsumme, Anlagevermögen und Umsätze eingehen, 

42   Beispiele wären die Bermudas oder die Cayman-Inseln. Dort werden Unternehmensgewinne nicht besteuert. Des-
halb ist es attraktiv, dort immaterielle Wirtschaftsgüter wie Patente oder Markenrechte anzusiedeln und die Nut-
zung in Hochsteuerländern zu lizenzieren und dafür Gebühren zu erheben.

43   Richtlinie (EU) 2003/49/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über eine gemeinsame Steuerregelung für Zahlungen 
von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten, Amtsblatt 
der Europäischen Union L 157/49, 26.6.2003.

44   Deutschland beispielsweise beschränkt den Abzug von Fremdkapitalzinsen (§4h EStG) und Lizenzgebühren
(§4j EStG).

45   https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/company-tax/common-consolidated-corporate-tax-base-
ccctb_de.

entfällt die Möglichkeit, Steuern zu vermeiden, indem das Unternehmen bei-
spielsweise sein Eigenkapital in Niedrigsteuerländern konzentriert und Ak-
tivitäten in Hochsteuerländern eher mit Krediten finanziert. Allerdings eröff-
net Formelzuteilung neue Möglichkeiten der steuerlichen Gestaltung und der 
Gewinnverlagerung, zumal vorgesehen ist, dass die Steuersätze künftig wei-
terhin auf nationaler Ebene festgelegt werden.46 Hinzu kommt, dass durch 
die Bindung der Besteuerung an realwirtschaftliche Größen wie Beschäfti-
gung und Anlagevermögen steuerliche Verzerrungen der realwirtschaftlichen 
Standortwahl zunehmen.

81.  Der Vorteil des GKKB-Konzepts liegt deshalb weniger in der Bekämp-
fung der Steuervermeidung oder dem Abbau steuerlicher Verzerrungen inner-
halb der EU. Seine Stärke liegt eher darin, dass steuerliche Hindernisse für 
grenzüberscheitende wirtschaftliche Aktivität im europäischen Binnenmarkt 
abgebaut werden. Dazu gehört beispielsweise, dass EU-weit tätige Unterneh-
men 28 verschiedene Regelwerke zur steuerlichen Gewinnermittlung einset-
zen müssen. Das führt zu erheblichen Kosten, die vermeidbar wären.

82.  Unter den Mitgliedstaaten sind die Widerstände gegen die GKKB aller-
dings groß, ebenso wie Widerstände gegen viele andere Steuerharmonisie-
rungsprojekte, weil die Mitgliedstaaten die Besteuerung als Kernbereich ih-
rer Souveränität und gleichzeitig als wichtiges Instrument zur Verfolgung ihrer 
wirtschaftlichen Interessen ansehen.47 Aus deutscher Sicht stellt die Gewer-
besteuer das größte Hindernis für das Projekt GKKB dar. Eine europaweit ab-
gestimmte Besteuerung mittels einheitlicher Bemessungsgrundlage und For-
melzuteilung würde durch eine danebenstehende Gewerbesteuer, die eigenen 
Prinzipien folgt, konterkariert.

83.  Eine in den vergangenen Jahren intensiv diskutierte grundlegende Re-
form des Steuersystems ist die verstärkte Verlagerung von Besteuerungs-
rechten in die Absatzländer. Gewinne würden also dort besteuert, wo die Pro-
dukte der betreffenden Unternehmen verkauft, nicht dort, wo sie produziert 
werden. Ein Beispiel für diesen Reformansatz ist die bestimmungslandorien-
tierte Unternehmenssteuer (Destination Based Corporate Income Tax)48, die 

46   Siehe dazu Fuest (2008).	
47   Insofern ist es bemerkenswert, dass die Richtlinie gegen Steuervermeidung beschlossen wurde.
48   Zu diesem Reformkonzept und Fragen der praktischen Implementierung des Vorschlags siehe Devereux (2014), 

Auerbach und Devereux (2015) und Auerbach et al. (2017).
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Abbildung 7: Die acht wertvollsten Firmen der Welt

Börsenkurse am 11. Mai 2018 in Mrd. US-Dollar. 

Quelle:  Statista.
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vor den letzten Wahlen in den USA vor allem von der Republikanischen Partei 
erwogen wurde. In diesem Steuersystem werden Gewinne aus Güterexporten 
von der heimischen Ertragsbesteuerung ausgenommen, Importe werden da-
gegen von der heimischen Gewinnsteuer belastet. Ausgaben heimischer Un-
ternehmen für importierte Vorprodukte wären also nicht abzugsfähig. Kon-
zeptionell ähnelt die bestimmungslandorientierte Unternehmenssteuer also 
teilweise der Umsatzsteuer, aber erhoben wird sie auf Gewinne, nicht auf Um-
sätze. Varianten dieses Vorschlags sehen vor, die Besteuerungsrechte nur für 
den Teil der Gewinne in die Absatzländer zu verlagern, der eine bestimmte 
Verzinsung der in einem Land eingesetzten Vermögenswerte übersteigt. 

84.  Hauptproblem dieses Reformvorschlags ist die damit verbundene grund-
legende Veränderung des Steuerrechts, die erhebliche Umstellungskosten 
mit sich bringt und deren Auswirkungen in der Praxis nur schwer vorherseh-
bar sind. Vor allem in einer Übergangsphase würde es bei Unternehmen und 
Steuerbehörden zu erheblichen Anpassungsproblemen kommen. Der Um-
stellungsaufwand wäre nur dadurch zu rechtfertigen, dass man sich von dem 
neuen System große Vorteile verspricht. Immerhin hat das System den Vor-
teil, dass es sich nicht mehr lohnen würde, immaterielle Wirtschaftsgüter in 
Steueroasen anzusiedeln, denn die Gewinne würden ohnehin dort versteuert, 
wo die Absatzmärkte sind. Da Konsumenten weniger mobil sind als Unter-
nehmen, würde die Intensität des Steuerwettbewerbs abnehmen. Bislang ha-
ben diese Vorteile die Politik aber nicht überzeugt, den Umstellungsaufwand 
des Systemwechsels hin zur bestimmungslandorientierten Unternehmensbe-
steuerung in Kauf zu nehmen.

85.  Da es außerdem zu einer erheblichen internationalen Verlagerung von Be-
steuerungsrechten käme, wäre es schwierig, über diese Reform international 
Einigkeit zu erzielen. Ohne internationale Abstimmung käme es unweigerlich 
zu Doppelbesteuerung.49 Das hat die US-Regierung vermutlich bewogen, in 
ihrer letztlich umgesetzten Reform der Einkommens- und Unternehmensbe-
steuerung auf die bestimmungslandorientierte Unternehmensbesteuerung zu 
verzichten.   

49   Dabei ist zu bedenken, dass die Kombination aus einer Umsatzsteuererhöhung und der Senkung von Unterneh-
mensgewinnsteuern und Sozialversicherungsbeiträgen zur Einführung einer bestimmungslandorientierten Ge-
winnsteuer wirtschaftlich äquivalent ist.

VIII	 Unternehmensbesteuerung und Digitalisierung

86.  Neue Herausforderungen im internationalen Steuerwettbewerb bringt die 
wachsende Bedeutung digitaler Geschäftsmodelle. In den vergangenen Jah-
ren haben Unternehmen, die auf innovative Weise digitale Technologien ein-
setzen, an Bedeutung gewonnen. Für die Art und Weise, in der die europä-
ische Politik diese Entwicklung betrachtet, spielt es eine wichtige Rolle, dass 
die erfolgreichsten Unternehmen in diesem Bereich aus den USA kommen. 
Abbildung 7 zeigt die acht Unternehmen mit dem weltweit höchsten Börsen-
wert. Sieben davon gelten als Unternehmen der ‚Digitalwirtschaft‘. Die fünf 
wertvollsten Unternehmen sind ausnahmslos US-Technologiefirmen. Alibaba 
und Tencent sind chinesische Unternehmen und ebenfalls in der Digitalwirt-
schaft. Nur Berkshire Hathaway gehört nicht zu diesem Sektor. Es handelt 
sich um eine Holdinggesellschaft, die sich an Unternehmen aus vielen Bran-
chen beteiligt.50

50   Interessanterweise scheint Berkshire Technologiefirmen eher zu meiden. Unter den Kriterien für Akquisitionen 
führt das Unternehmen in seinem Jahresbericht 2017 an: “Simple businesses (if there’s lots of technology, we 
won’t understand it)”, vgl. http://www.berkshirehathaway.com/2017ar/2017ar.pdf.	
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87.  Der Vergleich mit den führenden deutschen Unternehmen ist ernüch-
ternd: Das deutsche Technologieunternehmen SAP erreicht einen Börsenwert 
von 139 Milliarden US-Dollar und liegt damit weltweit auf Platz 57, Volkswa-
gen erreicht als wertvollster deutscher Automobilkonzern einen Wert von 101 
Milliarden US-Dollar (Platz 88).51

88.  Bei der Besteuerung international agierender Technologieunternehmen 
stellen sich verschiedene Probleme. Investitionen in physische Produktions-
anlagen spielen in diesem Sektor keine große Rolle. Immaterielle Wirtschafts-
güter haben weitaus größere Bedeutung. Sie sind aber international sehr mo-
bil und können leicht in Steueroasen verlagert werden. Neue Technologien 
erlauben es Unternehmen außerdem, in vielen Ländern Dienstleistungen an-
zubieten, ohne dort eine physische Präsenz in Form von Produktionsanlagen 
zu unterhalten. Die lokale Ertragsbesteuerung knüpft mit dem Betriebsstät-
tenkonzept üblicherweise an der physischen Präsenz an. Diese Probleme ha-
ben zu einer Debatte über die Besteuerung der ‚Digitalwirtschaft‘ geführt. Ein 
grundlegendes Problem dieser Debatte besteht darin, dass die Digitalisierung 
sich durch alle Branchen zieht und sich keineswegs auf Unternehmen wie 
Apple oder Amazon beschränkt. Trotzdem beruht die Debatte über Digital-
steuern auf der Voraussetzung, dass die Digitalwirtschaft klar abgrenzbar ist.

8.1	 Die Strategie der Europäischen Kommission zur Besteuerung 
	 der Digitalwirtschaft

89.  Die Europäische Kommission hat die Debatte über die Besteuerung der 
Digitalwirtschaft aufgegriffen und verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen, 
um eine angemessene Besteuerung dieser Unternehmen sicherzustellen. Ei-
gentlich ist die Steuerpolitik eine Kompetenz der Mitgliedstaaten, aber die 
Europäische Kommission argumentiert, die Schaffung eines ‚Digitalen Bin-
nenmarktes‘ erfordere eine europaweit koordinierte Vorgehensweise bei der 
steuerlichen Behandlung der Digitalwirtschaft.

51   Sicherlich ist der Börsenwert nicht der einzige relevante Indikator, um das wirtschaftliche Gewicht eines Unter-
nehmens zu beschreiben. Vor allem stellt er eine Momentaufnahme dar und sagt wenig über Aspekte wie die 
Nachhaltigkeit des Unternehmenserfolgs aus. Dennoch spiegelt der Börsenwert immerhin die aktuellen Erwartun-
gen der Investoren an den Finanzmärkten wider.

90.  Anlass für die Initiative der Europäischen Kommission war die beim 
ECOFIN-Treffen am 15. und 16. September 2017 in Tallinn geäußerte Forde-
rung einiger Finanzminister aus EU-Mitgliedstaaten – darunter insbesondere 
Deutschland und Frankreich –, für eine angemessene Besteuerung der Digital-
konzerne zu sorgen. Entsprechend veröffentlichte die Europäische Kommis-
sion ebenfalls noch im September 2017 ein Papier, das eine „gerechtere und 
effizientere“ Besteuerung des Digitalsektors in der EU fordert (Europäische 
Kommission, 2017). In diesem Papier werden zum einen kurzfristig umsetz-
bare steuerpolitische Maßnahmen („Quick Fixes“) vorgestellt. Zum anderen 
wird langfristig eine Änderung der grundlegenden Regeln für die internatio-
nale Besteuerung von Unternehmensgewinnen vorgeschlagen. Mittlerweile 
hat die Europäische Kommission diese Konzepte in zwei Richtlinienvorschlä-
gen konkretisiert. Als kurzfristige Lösung wird vorgeschlagen, eine Steuer auf 
die Umsätze aus der Erbringung bestimmter digitaler Dienstleistungen einzu-
führen (Europäische Kommission, 2018b).52 Langfristig soll der Betriebsstät-
tenbegriff erweitert werden. Künftig soll ein Kriterium für das Vorliegen einer 
Betriebsstätte in einer „signifikanten digitalen Präsenz“ liegen (Europäische 
Kommission, 2018a). 

8.1.1	 Eine Steuer auf Umsätze digitaler Geschäftsmodelle zum 
	 Ausgleich eines Steuergefälles zu Gunsten der Digitalwirtschaft? 

91.  Warum sollte man eine Sondersteuer auf digitale Geschäftsmodelle erhe-
ben? Die weithin geteilte Idee, dass die Politik die Digitalisierung eher fördern 
als belasten sollte, scheint damit schwer vereinbar zu sein. Ausgangspunkt 
der Argumentation der Europäischen Kommission ist die These, zwischen tra-
ditionellen Firmen und Unternehmen mit digitalen Geschäftsmodellen wür-
de ein unerwünschtes Steuergefälle zugunsten Letzterer bestehen. Dieses 
Gefälle verzerre den Wettbewerb und führe zu einer unfairen Verteilung der 
Steuerlasten. Die vorgeschlagene Steuer auf ‚digitale Umsätze‘ soll schnell 
für Ausgleich sorgen. Deshalb wird diese Steuer verschiedentlich als ‚digitale 
Ausgleichssteuer‘ bezeichnet. 

52   Die Europäische Kommission schlägt in ihrem Konzept für die Digitalsteuer vor, im Wesentlichen Dienstleistungen 
zu besteuern, die über digitale Plattformen oder Schnittstellen (‚digital interfaces‘) erbracht werden, vgl. Europä-
ische Kommission (2018b), Art. 3, S. 24.



50

Unternehmensbesteuerung unter Wettbewerbsdruck

51

Unternehmensbesteuerung und Digitalisierung

Worin besteht das ‚Steuergefälle‘ zu Gunsten der Digitalwirtschaft?

92.  Die These, es existiere ein systematisches Steuergefälle zu Gunsten der 
Digitalwirtschaft, wird oft unkritisch akzeptiert, weil Steuervermeidung inter-
nationaler Digitalkonzerne in aller Munde ist.53 Internationale Steuervermei-
dung ist allerdings nicht nur ein Problem der Digitalwirtschaft. Die Europä-
ische Kommission begründet ihre These des Steuergefälles nicht nur und noch 
nicht einmal in erster Linie mit internationaler Steuervermeidung. Sie behaup-
tet, es bestehe gleichermaßen bei rein national tätigen Unternehmen. National 
agierende Unternehmen der Digitalwirtschaft hätten nur eine effektive durch-
schnittliche Steuerlast von 8,5 Prozent zu schultern. Bei Unternehmen mit tra-
ditionellen Geschäftsmodellen betrage die Steuerlast dagegen 20,9 Prozent.54

93.  Es ist aufschlussreich, die Berechnung dieses Steuergefälles näher zu 
betrachten. Die Europäische Kommission verwendet hier Berechnungen des 
Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) zur effektiven steuer-
lichen Belastung von Investitionen in verschieden Sektoren. Dort heißt es in 
der Tat (ZEW, 2017, S. 14):

94.  „Im Durchschnitt werden digitale Geschäftsmodelle mit 10,2 Prozent be-
lastet, womit deren Belastung im Vergleich zu traditionellen Geschäftsmodel-
len um 11,73 Prozentpunkte geringer ausfällt.“   

95.  Entscheidend für die Interpretation dieser Zahlen ist nun, dass es sich um 
Berechnungen des effektiven Durchschnittsteuersatzes (EATR) nach der Me-
thode von Devereux und Griffith (2003) handelt. Betrachtet wird dabei ein hy-
pothetisches Investitionsprojekt mit einer gegebenen Struktur von Investiti-
onsgütern und einer gegebenen Finanzierungsstruktur.55 Für dieses Projekt 
wird dann die Steuerbelastung berechnet, die sich bei Anwendung der be-
stehenden Steuergesetze ergeben würde. Das Ergebnis hängt unter ande-
rem von den Annahmen darüber ab, welche Art von Investitionsgütern in dem 
Projekt eingesetzt wird. Es ist charakteristisch für die Digitalwirtschaft, dass 
in größerem Umfang immaterielle Güter als in anderen Sektoren verwendet 
werden. Dort spielen materielle Aktiva wie Betriebsgebäude oder Maschinen 
eine größere Rolle. 

53   Zum Folgenden siehe Fuest (2018).
54   Europäische Kommission (2017), S. 6.
55   Siehe hierzu die Erläuterungen im Abschnitt 5.	

96.  In den meisten existierenden Steuersystemen sind für Maschinen und Ge-
bäude weniger günstige Abschreibungsbedingungen vorgesehen. Es kommt 
vor, dass die steuerlichen Abschreibungsfristen länger sind als die wirtschaft-
liche Nutzungsdauer. Bei immateriellen Wirtschaftsgütern dagegen gilt oft die 
Sofortabschreibung. Selbst erstellte Softwarecodes beispielsweise müssen 
häufig gar nicht als Wirtschaftsgut in der Bilanz aktiviert werden. Dies fließt in 
die Prämissen zur Struktur der Investitionsgüter bei der Berechnung effektiver 
Durchschnittsteuersätze nach der Methode von Devereux und Griffith (2003) 
ein und hat zur Folge, dass die berechnete Effektivbelastung bei herkömmli-
chen Geschäftsmodellen größer ist als bei digitalen Geschäftsmodellen. 

97.  Darüber hinaus wird in den Berechnungen angenommen, dass Unterneh-
men der Digitalwirtschaft mehr in Forschung und Entwicklung investieren und 
deshalb stärker von steuerlicher Forschungsförderung profitieren. In der Stu-
die des ZEW (2017, S. 14) werden die Faktoren, die das berechnete Steuerge-
fälle treiben, entsprechend erklärt:

98.  „Grund dafür sind ein angenommener höherer Anteil nicht aktivierungs-
pflichtiger Kosten in der Investitionsstruktur [...] sowie vorteilhaftere Abschrei-
bungsregeln für digitale Investitionsgüter und die Anwendbarkeit steuerlicher 
Anreize für Forschung, Entwicklung und Innovation.“

99.  Für die von der Europäischen Kommission vertretene These eines uner-
wünschten Steuergefälles bedeutet das folgendes: Beklagt wird, dass die na-
tionalen Steuersysteme in Europa immaterielle Wirtschaftsgüter, die in der Di-
gitalwirtschaft mehr verwendet werden als in anderen Sektoren, steuerlich 
bevorteilt. Jetzt soll eine Steuer auf digitale Umsätze eingeführt werden, um 
diesen Vorteil wieder aus der Welt zu schaffen. Das ist offenkundiger Unsinn. 
Sachgerecht und deutlich zielgenauer wäre es, die vorhandenen Unterschie-
de in der steuerlichen Behandlung verschiedener Typen von Wirtschaftsgü-
tern darauf hin zu untersuchen, ob sie gerechtfertigt sind und die nicht ge-
rechtfertigten Vorteile abzuschaffen. Das kann man umsetzen, indem man 
Abschreibungsbedingungen für materielle Wirtschaftsgüter verbessert oder 
sie für immaterielle Wirtschaftsgüter verschlechtert. 

100.  Noch weniger überzeugend ist das Argument, es entstehe ein uner-
wünschtes Steuergefälle durch staatliche Forschungsförderung, das durch 
eine Steuer auf digitale Umsätze auszugleichen sei. Steuerliche Forschungs-
förderung wird mit der Begründung gewährt, dass Forschung und Entwicklung 
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positive Externalitäten verursacht. Differenzen in der Steuerbelastung, die 
entstehen, weil die Digitalwirtschaft mehr forscht, sind erwünscht, weil die-
se Differenzen erst zu einem effizienten Niveau an Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben führen. Diese Differenzen durch steuerliche Belastungen der 
Digitalwirtschaft einzuebnen, richtet wirtschaftlichen Schaden an.

101.  Folglich ist festzuhalten: Als Rechtfertigung für neue Steuern auf digi-
tale Geschäftsmodelle auf ein Steuergefälle zu verweisen, das durch unter-
schiedliche Abschreibungsbedingungen und Unterschiede in der Beanspru-
chung steuerlicher Forschungsförderung entsteht, ist nicht tragfähig und führt 
steuerpolitisch in die Irre. 

102.  Damit verleibt nur das Argument, Digitalsteuern seien als Instrument ge-
gen Steuervermeidung erforderlich. Auch das ist aber wenig überzeugend. 
Es ist zwar richtig, dass Unternehmen wie Facebook oder Amazon massiv in 
Steuerplanung investieren, um ihre Steuerlast zu minimieren. Das Problem der 
Steuervermeidung beschränkt sich aber nicht auf digitale Dienstleistungen. 
Es geht weit darüber hinaus.56

103.  Außerdem würde eine unilateral eingeführte Steuer auf digitale Umsät-
ze von Seiten der USA sicherlich und zu Recht als protektionistische Maßnah-
me gesehen. Eine solche Steuer wäre ähnlich zu bewerten wie die von Do-
nald Trump vorangetriebene Einführung von ‚Strafzöllen‘ auf Stahl oder Autos. 
Letztlich wäre eine europäische Digitalsteuer allenfalls ein Instrument im Han-
delskonflikt mit den USA, aber keine Steuer für den Normalfall. 

104.  Schließlich ist zu bedenken, dass das voraussichtlich zu erhebende Auf-
kommen der Steuer auf digitale Dienstleistungen bescheiden wäre. Es wäre 
EU-weit bei 3–4 Milliarden Euro, davon würden nur rund 700 Millionen Euro 
auf Deutschland entfallen.57

56   Zu denken geben sollte auch, dass die OECD (2015) nach jahrelanger Befassung mit den Problemen der Besteue-
rung digitaler Geschäftsmodelle nicht neue Steuerinstrumente vorgeschlagen, sondern lediglich festgestellt hat, 
dass die Digitalisierung bestehende Probleme der internationalen Steuervermeidung verschärft.

57   Vgl. Fuest et al. (2018).

8.1.2	 Das Konzept der digitalen Betriebsstätte

105.  Das Konzept der digitalen Betriebsstätte ist ein Vorschlag zur Besteue-
rung der Digitalwirtschaft, der mit den grundlegenden Regeln und Verfahrens-
weisen eher in Übereinstimmung zu bringen ist. Hier geht es um die Frage, 
unter welchen Bedingungen ein Unternehmen, das in einem Land digita-
le Dienstleistungen anbietet, dort auch der Ertragsbesteuerung unterliegt.58 
Nach den bestehenden und international anerkannten Regeln59 ist dies dann 
der Fall, wenn das Unternehmen in dem betreffenden Land eine physische 
Präsenz hat. 

106.  Im deutschen Steuerrecht definiert §12 der Abgabenordnung die Be-
triebsstätte wie folgt: „Betriebstätte ist jede feste Geschäftseinrichtung oder 
Anlage, die der Tätigkeit eines Unternehmens dient. Als Betriebstätten sind 
insbesondere anzusehen:

1.  die Stätte der Geschäftsleitung, 
2.  Zweigniederlassungen, 
3.  Geschäftsstellen, 
4.  Fabrikations- oder Werkstätten, 
5.  Warenlager, 
6.  Ein- oder Verkaufsstellen,
7.  Bergwerke, Steinbrüche oder andere stehende, örtlich fortschreitende oder 

schwimmende Stätten der Gewinnung von Bodenschätzen, 
8.  Bauausführungen oder Montagen, auch örtlich fortschreitende oder 

schwimmende, wenn 
a) die einzelne Bauausführung oder Montage oder 
b)  eine von mehreren zeitlich nebeneinander bestehenden Bauausführun-

gen oder Montagen oder 
c)  mehrere ohne Unterbrechung aufeinander folgende Bauausführungen 

oder Montagen länger als sechs Monate dauern.“

58   Zum Folgenden siehe Becker und Englisch (2017) und Fuest (2018).
59   Zu diesen Regeln gehört das OECD-Musterabkommen, das in Art. 5 die Betriebsstätte definiert als „feste Ge-

schäftseinrichtung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird“, vgl. 
OECD-Musterabkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen – Stand: 2017.
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107.  In dieser Definition ergibt sich die Steuerpflicht als Konsequenz aus un-
terschiedlichen Formen der physischen Präsenz des Unternehmens in einem 
Land. Das Konzept der digitalen Betriebsstätte sieht nun vor, zusätzliche Kri-
terien für das Vorliegen einer Betriebsstätte zu entwickeln. 

108.  Anlass ist die Überlegung, dass viele Unternehmen, die digitale Dienst-
leistungen anbieten, keinerlei physische Präsenz in einem Land haben, aber 
dennoch dort produzieren, weil Daten der Konsumenten und ihre Vernetzung 
für die Produktion der digitalen Dienstleistung eine entscheidende Rolle spie-
len. Die hier zitierte Definition der Betriebsstätte erwähnt, dass sie „der Tä-
tigkeit des Unternehmens dient“, also zur Wertschöpfung oder Produktion 
beiträgt. Also könnte man argumentieren, dass die Nutzung von Konsumen-
tendaten als Betriebsstätte klassifiziert werden sollte. Dabei handelt es sich 
zunächst um ein juristisches Argument, das rechtfertigen soll, dem Land, in 
dem die Dienstleistung angeboten wird, einen Anspruch auf die Besteuerung 
der Erträge zuzuweisen. Es geht hier nicht um Fragen der wirtschaftlichen Ef-
fizienz, sondern um ein reines Verteilungsproblem. Das bedeutet natürlich, 
dass das jeweilige Sitzland des betroffenen Digitalunternehmens an Besteue-
rungsrechten verlieren würde.

109.  Aus der Sicht eines Landes wie Deutschland, in dem herkömmliche In-
dustrieunternehmen dominieren und vor allem US-Firmen als Digitalunterneh-
men wahrgenommen werden, mag die Idee der digitalen Betriebsstätte auf 
den ersten Blick attraktiv erscheinen. Bei näherem Hinsehen zeigen sich al-
lerdings erhebliche Probleme. Kundendaten und deren Verarbeitung spielen 
zunehmend für Geschäftsmodelle eine wichtige Rolle, die üblicherweise nicht 
zur Digitalwirtschaft im engeren Sinne gezählt werden. Automobilunterneh-
men erheben beispielsweise in beträchtlichem Umfang Daten über ihre Kun-
den und deren Fahrverhalten. Das legt die Frage nahe, ob es erstrebenswert 
ist, dass künftig weltweit Autos ausländischer Hersteller als Betriebsstätte 
klassifiziert werden und ihnen Gewinne zuzurechnen sind. Ähnliche Fragen 
stellen sich für andere langlebige Konsumgüter, die ebenfalls immer mehr ver-
netzt und digitalisiert sind. 

110.  Im Ergebnis würde die digitale Betriebsstätte hauptsächlich die Wirkung 
haben, Besteuerungsrechte in diejenigen Länder zu verlagern, in denen der 
Endverbrauch stattfindet. Länder wie Deutschland, die darauf setzen, durch 
die Besteuerung digitaler Betriebsstätten höhere Steuereinnahmen zu erzie-
len, könnten am Ende als Verlierer dastehen. 

111.  Aus globaler Sicht ist die Umverteilung von Besteuerungsrechten nur 
insofern relevant, als dass dadurch ein Konsens über die Einführung digi-
taler Betriebsstätten erschwert wird. Ob insgesamt mehr Steueraufkommen 
anfällt, wird davon abhängen, ob die Hochsteuerländer eher zu den Gewin-
nern oder den Verlierern einer Verlagerung der Besteuerungsrechte gehören 
würden. In jedem Fall ist mit einer erheblichen Verkomplizierung des Steuer-
rechts zu rechnen. Dabei sollte nicht übersehen werden, dass Anbieter digita-
ler Dienstleistungen in den Absatzländern heute zwar keine Ertragsteuern ab-
führen müssen, aber sehr wohl der Umsatzsteuer unterliegen.
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IX	 Schlussfolgerungen und steuerpolitische Empfehlungen

112.  In den vergangenen Jahren hat der Steuerwettbewerb im Bereich der 
Unternehmensbesteuerung an Intensität gewonnen. Dazu hat die aktuelle 
US-Steuerreform beigetragen, allerdings hatten schon vor der Verabschie-
dung dieser Reform etliche Staaten in der EU beschlossen, die Unterneh-
menssteuern zu senken, darunter Frankreich, das Vereinigte Königreich und 
Belgien. 

113.  Für die Steuerpolitik in der EU und in Deutschland hat das Ziel, als 
Standort für Investitionen attraktiv zu bleiben, hohes Gewicht. Das erfor-
dert eine wettbewerbsfähige Unternehmensbesteuerung. Steuerkoordination 
in Form eines Mindeststeuersatzes kann diese Wettbewerbsfähigkeit beein-
trächtigen und würde wirtschaftliche Konvergenz in Europa behindern, weil 
Staaten mit ökonomischen Nachteilen, wie etwa einer geographischen Rand-
lage, die Steuerpolitik als Instrument der Standortpolitik brauchen. Schon 
deshalb werden diese Staaten einem Mindeststeuersatz nicht zustimmen. 
Wenn es dennoch zu einem Mindeststeuersatz käme, bestünde die Gefahr, 
dass wegen der Einstimmigkeitsregel in Steuerfragen künftige Anpassungen 
bei diesem Steuersatz verzögert oder gar nicht erfolgen. Von der Einstimmig-
keit in Besteuerungsfragen abzuweichen, ist derzeit aber kaum denkbar.

114.  Die deutsche Steuerpolitik sollte darauf achten, dass die steuerlichen 
Rahmenbedingungen in Deutschland sich nicht zu weit von den Bedingun-
gen entfernen, die in anderen Ländern herrschen. Ohne Veränderungen wird 
Deutschland in wenigen Jahren den höchsten Steuersatz auf Unternehmens-
gewinne in Europa aufweisen. 

115.  Der verschiedentlich geäußerte Einwand, Deutschland solle den inter-
nationalen Steuerwettbewerb nicht weiter anheizen, ist nicht überzeugend. 
Internationaler Steuerwettbewerb findet unabhängig davon statt, ob Deutsch-
land seine Steuern senkt oder nicht. Verhindern kann Deutschland diesen 
Steuerwettbewerb nicht, aber es besteht sehr wohl die Gefahr, dass Deutsch-
land zurückfällt und am Ende im Standortwettbewerb als Verlierer dasteht. 

116.  Ebenso wenig überzeugend ist das verbreitete Argument, angesichts der 
deutschen Exportüberschüsse sei eine weitere Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit deutscher Unternehmen durch Steuersenkungen nicht erforderlich. 
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Hier wird Exportstärke deutscher Unternehmen mit der Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands als Investitionsstandort verwechselt. Es geht darum, die Inve-
stitionen der Unternehmen in Deutschland zu steigern. Der Leistungsbilanz-
überschuss bedeutet, dass Kapital ins Ausland abfließt. Eine Reform der Un-
ternehmensbesteuerung, die für mehr inländische Investitionen sorgt, könnte 
vielmehr dazu beitragen, den Leistungsbilanzüberschuss abzubauen.

117.  Im Mittelpunkt der aktuellen Debatte über die Unternehmensbesteue-
rung steht das Thema der Steuervermeidung durch international agierende 
Unternehmen. Politiken gegen unerwünschte steuerliche Gestaltungen und 
Gewinnverlagerung sollten eine Einmalbesteuerung anstreben. Doppelbe-
steuerung und Nichtbesteuerung sind gleichermaßen zu vermeiden. 

118.  Dass ausländische Unternehmen in Europa Güter oder Dienstleistun-
gen verkaufen und damit viel Geld verdienen, reicht als Begründung für eu-
ropäische Besteuerungsansprüche im Bereich der Gewinnsteuern allerdings 
nicht aus. Die bestehenden Regeln zur internationalen Besteuerung legen 
fest, dass der Export von Gütern allein noch nicht bedeutet, dass die Ziellän-
der das Recht haben, die mit diesen Exporten erzielten Gewinne zu besteu-
ern. Dieses Recht haben die Länder, in denen die Güter produziert werden. 

119.  Die Einführung einer Patentbox wird in Deutschland immer wieder mit 
dem Hinweis abgelehnt, man wolle den internationalen Wettbewerb um Buch-
gewinne und Gewinnverlagerung nicht noch weiter anheizen. Diese Position 
ist nicht überzeugend. Deutschland ist zu klein, um den internationalen Steu-
erwettbewerb bei Patentboxen allein dadurch aufzuhalten, dass Deutsch-
land selbst auf eine Patentbox verzichtet. Im Gegenteil schafft der Verzicht 
Deutschlands auf eine eigene Patentbox Anreize für andere Staaten, sich ge-
gen eine international koordinierte Abschaffung von Patentboxen zu wehren. 
Wenn das Ziel darin besteht, zu einem wirksamen internationalen Abkom-
men über die Abschaffung oder Beschränkung von Patentboxen zu kommen, 
sollte Deutschland selbst eine Patentbox einführen, gleichzeitig aber signa-
lisieren, dass man bereit ist, sie wieder abzuschaffen, wenn andere Staaten 
mitziehen.

120.  Sondersteuern auf digitale Geschäftsmodelle, wie die von der Europä-
ischen Kommission vorgeschlagene ‚Digital Services Tax‘, sind schädlich und 
sollten nicht eingeführt werden. Allein der Umstand, dass US-Hochtechnolo-
gieunternehmen in Europa hohe Umsätze tätigen, bedeutet noch nicht, dass 

die EU-Mitgliedstaaten einen Anspruch auf die Besteuerung der damit erziel-
ten Gewinne haben. Die geltenden Regeln der internationalen Besteuerung 
sehen vor, dass Gewinne dort besteuert werden, wo Produkte entwickelt und 
produziert werden, nicht dort, wo sie konsumiert werden. 

121.  Selbst wenn andere Länder sich entscheiden, die ihnen zuzuordnen-
den Unternehmensgewinne nicht oder niedrig zu besteuern, folgt daraus kein 
Recht der europäischen Staaten, diese Gewinne stattdessen eigener Be-
steuerung zu unterwerfen.

122.  Aus alldem ergeben sich folgende steuerpolitische Empfehlungen:

•	 Deutschland sollte Frankreich folgen und die steuerliche Belastung von 
einbehaltenen Unternehmensgewinnen in den nächsten Jahren auf 25 Pro-
zent senken. Das könnte durch eine Senkung der Körperschaftsteuer auf 
10 Prozent erreicht werden.

•	 Deutschland sollte eine steuerliche Forschungsförderung und eine Patent-
box einführen. Bei der steuerlichen Forschungsförderung könnte man sich 
im ersten Schritt auf mittelständische Unternehmen beschränken und den 
Kreis der begünstigten Unternehmen nach einer Evaluierung der Wirkun-
gen erweitern oder einschränken. Bei der Patentbox sollte Deutschland 
sich gleichzeitig darauf festlegen, sie abzuschaffen, wenn international Ei-
nigkeit darüber besteht, Patentboxen abzuschaffen. Dass Deutschland 
sich einseitig darauf festlegt, dieses Instrument nicht im Steuerwettbewerb 
anzuwenden, schafft nur Anreize für andere Staaten, Patentboxen nicht 
aufzugeben.

•	 Zur Bekämpfung internationaler Steuervermeidung sollte Deutschland sich 
dafür einsetzen, dass Quellensteuern auf Zinsen und Lizenzgebühren, die 
in Drittländer fließen, insbesondere in Niedrigsteuerländer, koordiniert wer-
den. Generell geht es bei der Bekämpfung von Steuervermeidung darum, 
eine unbeabsichtigte Nichtbesteuerung genauso wie eine Doppelbesteue-
rung zu verhindern. 

•	 Die Einführung einer europäischen Steuer auf digitale Umsätze sollte 
Deutschland ablehnen. 
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•	 An internationalen Verhandlungen über Veränderungen des Betriebs-
stättenbegriffs zur besseren Erfassung digitaler Geschäftsmodelle und an 
Debatten über eine generelle Verlagerung von Besteuerungsrechten in Be-
stimmungsländer sollte Deutschland sich beteiligen, wie das heute bereits 
im Rahmen der BEPS-Initiative der OECD geschieht. Dabei sollte Deutsch-
land seine Interessen als Exportland im Auge behalten, aber gleichzeitig 
bedenken, dass die Leistungsbilanzüberschüsse angesichts des demogra-
phischen Wandels ihren Höhepunkt bald überschritten haben könnten.

123.  Langfristig spricht viel dafür, dass es ohne eine stärkere Verlagerung 
der Gewinnbesteuerung in die Absatzländer zu einer durch den Steuerwett-
bewerb getriebenen, verstärkten Erosion der Unternehmensbesteuerung 
kommen könnte. Deutschland sollte sich daher dafür einsetzen, dass grund-
legende Reformen der internationalen Besteuerung, darunter die bestim-
mungslandorientierte Unternehmensgewinnsteuer, stärker erforscht und dis-
kutiert werden.  
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